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Besprechungsergebnisse:
Begrüßung durch den Leiter der Abteilung V des Bundesministeriums für Arbeit und So- ziales (BMAS)
Sehr geehrte Damen und Herren,

zur heutigen zweiten Anhörung betreffend die Stiftung „Anerkennung und Hilfe“ heiße ich Sie im

Bundesministerium für Arbeit und Soziales herzlich willkommen.

Eingangs möchte ich die Gelegenheit nutzen, mich im Namen der Arbeitsgruppe bestehend aus Vertretern der Arbeits-, Finanz-, Gesundheits-, Jugend- und Sozialressorts des Bundes und der Länder sowie beider Kirchen für Ihr zahlreiches Kommen zu bedanken.

Ich begrüße die Bundestagsabgeordnete Frau Werner und die anwesenden Vertreterinnen der

Bundestagsabgeordneten Herrn Schummer, Herrn Hüppe, Frau Tack und Frau Rüffers sowie die Leiterin des Arbeitsstabes der Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behinderter

1 Bei allen Bezeichnungen, die im Folgenden auf Personen bezogen sind, meint die gewählte For- mulierung beide Geschlechter, auch wenn aus Gründen der leichteren Lesbarkeit die männliche Form genutzt wurde.


Menschen und zwei Vertreterinnen des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen

Kindesmissbrauchs.

Vor allem aber begrüße ich die heute anwesenden ehemaligen Heimkinder, von denen viele bereits an der ersten Anhörung am 9. September letzten Jahres teilgenommen haben und seit Jahren für ihre Sache eintreten.

Ihre zahlreichen Beiträge und Anregungen haben dazu geführt, dass die Arbeitsgruppe über einige Punkte erneut diskutiert hat und auch Änderungen des Vorschlags vorgenommen wurden.

Insbesondere die vielen Redebeiträge zu den damals vorgestellten drei Varianten zur Art und Höhe der Unterstützungsleistungen haben die Arbeitsgruppe dazu bewogen, hier neu nachzu- denken.

Ich freue mich, Ihnen heute mitteilen zu können, dass die Arbeitsgruppe sich auf ein gemeinsa- mes Ergebnis einigen konnte, das Ihnen im 3. Teil der Anhörung von einer Vertreterin des BMAS vorgestellt wird. Allerdings ist der Abstimmungsprozess innerhalb der Ressorts hierzu nicht leicht und - dies muss auch gesagt werden - noch nicht abgeschlossen:

Seit der ersten Anhörung haben alle Beteiligte intensiv daran weiter gearbeitet, die notwendigen Regularien zu formulieren und abzustimmen und den Aufbau der notwendigen Strukturen der Stiftung vorzubereiten.

Es gab zahlreiche interne Beratungen, aber auch Gespräche mit Fachexpertinnen und -exper- ten, mit Praktikerinnen und Praktikern und vielen Sachverständigen.

Als weiterer Meilenstein auf dem Weg der Errichtung konnte erreicht werden, dass die Vertrete- rinnen und Vertreter der beiden Kirchen in einem Spitzengespräch im November 2015 im Bun- desministerium für Arbeit und Soziales die Bereitschaft zur finanziellen Beteiligung an der Stif- tung signalisiert haben.

Auch auf der Arbeits- und Sozialministerkonferenz der Länder Mitte November 2015 fanden die entwickelten Eckpunkte für die Stiftung breite Zustimmung und die große Mehrheit der Länder hat sich bereit erklärt, sich finanziell an dem geplanten Hilfesystem zu beteiligen. Das Hilfesys- tem soll möglichst in 2016 starten.

Die Finanzressorts haben noch einige Anregungen und Nachfragen, die im weiteren Prozess geklärt werden müssen.


Einige Punkte, die wir Ihnen auf der ersten Anhörung vorstellen und mit Ihnen erörtern wollten, waren aus zeitlichen Gründen leider offen geblieben. Deshalb möchten wir Ihnen heute als 1. Teil der Anhörung die geplanten Abläufe und Strukturen der Stiftung „Anerkennung und Hilfe“ vorstellen. Dies ist aus Sicht der Arbeitsgruppe ein wichtiger Punkt, denn insbesondere der Zu- gang zu dem Hilfesystem sollte niedrigschwellig sein und keine zu hohen Hürden beinhalten. Über Ihre kritische Prüfung der hier dargestellten Abläufe und Ihre Anmerkungen hierzu, was wir ggf. noch besser machen können, würde ich mich freuen. Die Vorstellung erfolgt durch einen Vertreter des diesjährigen Vorsitzlandes der Arbeits- und Sozialministerkonferenz der Länder, Schleswig-Holstein.

Mittlerweile liegt uns auch der Abschlussbericht einer Machbarkeitsstudie vor, nach der eine erste Schätzung zur Anzahl der möglicherweise Betroffenen mit wissenschaftlichen Methoden zur Verfügung gestellt werden konnte.

Auffällig ist, dass die geschätzte Verteilung der Betroffenen des Hilfesystems auf das Gebiet der alten Bundesrepublik und der DDR in etwa gleich groß ist und somit die ostdeutschen Länder bezogen auf die Einwohnerzahlen überproportional betroffen sind. Zugleich scheinen die statio- nären psychiatrischen Einrichtungen insgesamt häufiger vertreten zu sein als die stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe.

Nicht zuletzt durch diese erste Machbarkeitsstudie ist auf jeden Fall klar geworden, dass eine verstärkte und vertiefte Forschung und Analyse der damaligen Geschehnisse unabdingbar ist.

Als eine der wesentlichen Aufgaben der Stiftung soll deshalb auch die wissenschaftliche Aufar- beitung des erlittenen Unrechts und Leids in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik bis

1975 bzw. bis 1990 in der DDR vorangebracht werden. Einige konzeptionelle Gedanken dazu werden im 2. Teil der Anhörung durch einen Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit vorgestellt.

Im 3. Teil der Anhörung wird dann - wie schon gesagt - der Vorschlag zur Art und Höhe der Unterstützungsleistungen und die damit verbundenen offenen Punkte vor- und zur Diskussion gestellt.
Die heutige Anhörung soll Ihnen wieder die Möglichkeit geben, uns ihre Meinung zu den Vor- schlägen mitzuteilen und konstruktive Anregungen zu geben. Ich möchte Sie daher alle aus- drücklich ermutigen, uns Ihre Erfahrungen und selbstverständlich auch Ihre kritischen Anmer- kungen mit auf den Weg zu geben. Ich bin überzeugt davon, dass das neue Vorhaben nur dann


gelingen kann, wenn diejenigen, die die Regelungen betreffen sowie ihre Interessensvertretun- gen daran mitwirken.

Die Moderation der heutigen Anhörung hat dankenswerterweise ein Vertreter des Thüringer Mi- nisteriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen übernommen.

Vorstellung der Struktur und Abläufe nach Errichtung der Stiftung
Der Vertreter des Landes Schleswig-Holstein stellt die geplante Struktur und die Abläufe nach

Errichtung der Stiftung vor:

Ich möchte Sie im Folgenden über die Struktur und die Abläufe in der Stiftung informieren.

Die Anlauf- und Beratungsstellen sollen ein persönliches Gespräch zur individuellen Aufarbei- tung anbieten, dabei die Betroffenen bei der Sachverhaltsaufklärung unterstützen, bei der An- meldung von Unterstützungsleistungen beraten und bei dem Prozess der individuellen Aufarbei- tung begleiten. Das Beratungsgespräch kann bei Bedarf auch aufsuchend erfolgen. Hier soll tatsächlich ein Vertrauensverhältnis aufgebaut werden können. Da sollen Berührungsängste auch abgebaut werden können. Die Anlauf- und Beratungsstellen leiten, wenn sie die Glaubhaft- machung bejahen, im zweiten Schritt die Anmeldung an die Geschäftsstelle weiter, die beim BMAS angesiedelt ist und die Verwaltung des Stiftungsvermögens übernehmen wird. Die Ge- schäftsstelle übernimmt nach Prüfung der Anmeldung auf Schlüssigkeit und Vollständigkeit die Auszahlung der Unterstützungsleistung. Sie führt weiterhin auch Schulungen für die Mitarbei- ter/innen der Anlauf- und Beratungsstellen durch und steht in einem ständigen Kontakt mit die- sen. Träger der Anlauf- und Beratungsstellen sind die Länder. Optional können die Anlauf- und Beratungsstellen einen regionalen Fachbeirat einrichten, der sie dann in allen Belangen berät.

Auf Bundesebene wird ein überregionaler Fachbeirat eingerichtet, der den Lenkungsaus-schuss unterstützen soll. Der Fachbeirat entsendet Vertreter in den Lenkungsausschuss. Der Lenkungs- ausschuss fungiert als das oberste Steuerungs- und Kontrollgremium. Er besteht aus Vertre- ter/innen der Errichter der Stiftung (Bund, Länder und Kirchen) sowie den Vertreter/innen des Fachbeirats. Er gibt u.a. die Leistungsrichtlinien vor, klärt die Grundsatzangelegenheiten und entscheidet in Einzelfragen. Das Vorschlagsrecht für die Mitglieder des Fachbeirats üben die Errichter, d.h. die Länder, die Kirchen und der Bund aus. Die Berufung und Abberufung der Mit- glieder erfolgt durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Aufgrund seiner Fachexpertise ist weitere zentrale Aufgabe des Fachbeirats die Beratung und die Unterstützung der Anlauf- und Beratungsstellen.


Das sind also unsere Überlegungen zu den Strukturen der Stiftung. Falls Sie aufgrund Ihrer Er- fahrungen beispielsweise aus den Fonds „Heimerziehung“ Anregungen dazu haben, sind wir Ihnen dankbar, wenn Sie uns diese mitteilen.

Im Folgenden möchte ich Sie darüber informieren, wie das Anmeldeverfahren konkret abläuft. Zunächst vereinbaren die Betroffenen einen Termin mit einer Beraterin oder einem Berater bei

der örtlichen Anlauf- und Beratungsstelle. Soweit das gewünscht und erforderlich ist, können die
Betroffenen auch vor Ort aufsuchend beraten werden. Die Anlauf- und Beratungsstellen bieten den Betroffenen eine Möglichkeit, in einer vertrauensvollen Atmosphäre ihre persönliche Ge- schichte zu schildern und über ihr erlebtes Leid und Unrecht zu berichten. Eine weitere zentrale Aufgabe der Anlauf- und Beratungsstellen ist es, den Betroffenen bei Bedarf beim Ausfüllen des Anmeldeformulars behilflich zu sein. Anmeldungen können nur nach Errichtung der Stiftung an- genommen werden. Unser Ziel ist es, die Stiftung so zügig wie möglich zu errichten.

Zusammengefasst sind folgende Schritte für die Anmeldung erforderlich: Der erste Schritt ist ein Gespräch und die Anmeldung bei der Anlauf- und Beratungsstelle oder die aufsuchende Bera- tung vor Ort. Wenn dann der Anmeldebogen ausgefüllt ist, wird dieser an die Geschäfts-stelle weitergeleitet. Die Geschäftsstelle prüft dann die Anmeldung und zahlt die Leistung dann ggf. aus.

Wer kann sich nun bei der Stiftung anmelden?

Da sind zunächst die Zeiträume, die hinsichtlich der Unterbringung eine Rolle spielen. Wir un- terscheiden zwischen dem Gebiet der Bundesrepublik und dem Gebiet der Deutschen Demo- kratischen Republik. Für die Bundesrepublik gilt der Zeitraum vom 23. Mai 1949 bis 31. Dezem- ber 1975 und für das Gebiet der ehemaligen DDR der 7. Oktober 1949 bis 2. Oktober 1990. Die Unterstützungsleistung wird bei einer Unterbringung ab dem 1. Lebensjahr bis zum 18. bzw. 21. Lebensjahr, die Rentenersatzleistung wird bei Glaubhaftmachung einer erheblichen Arbeitsleis- tung ohne Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen ab Vollendung des 14. Lebensjahres bis zum 18. bzw. 21. Lebensjahr ausgezahlt.

Was muss vorliegen, damit der Anmeldung entsprochen werden kann?

Grundsätzlich wollen wir keine überzogenen Anforderungen an die Anmeldung stellen. Gleich- wohl muss die Anmeldung plausibel und nachvollziehbar begründet sein; die Gründe müssen glaubhaft gemacht werden. Notwendig ist ein schlüssiger Bericht über die Erlebnisse und die


heute noch andauernde Belastung. Es werden keine zu hohen Anforderungen an die Glaubhaft- machung gestellt: Die Begründung soll niedrigschwellig und einfach sein und kann ggf. auch durch einen Vertreter oder eine Vertrauensperson erfolgen.

Die Unterstützungsleistungen der Stiftung sollen eine andauernde Belastung abmildern und zur Verbesserung der heutigen Lebenssituation Betroffener beitragen. Daher muss eine heute noch an-dauernde Belastung aus dem Aufenthalt in einer stationären Einrichtung der Behindertenhilfe bzw. Psychiatrie vorliegen. Heute noch andauernde Belastungen können z.B. Folgen von Trau- matisierungen, besondere Hilfebedarfe oder geminderte Rentenansprüche sein.

Das sind in einer kurzen und komprimierten Form die Struktur und die Abläufe der Stiftung, so wie wir uns das vorgestellt haben. Ihre Einschätzung bzw. ihr Input würde uns hierzu interessie-

ren.
Diskussion
Fragen des Vertreters der Freien Arbeitsgruppe JHH 2006:

1.  Welches Bundesland gilt für die Anmeldung? Damaliger oder jetziger Wohnort?

2.  Zum Thema andauernde Belastungen: Wie belege ich Traumatisierungen und wie kann ich bei meinem besonderen Hilfebedarf nachweisen, dass er aus der damaligen Zeit ent- standen ist?

Antwort des Moderators und Vertreters des Freistaats Thüringen:

Für die Anmeldung ist die Anlauf- und Beratungsstelle des jetzigen Wohnorts zuständig.

Fragen der Vertreterin des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindes- missbrauchs (UBSKM):

Andauernde Belastungen - ist das das gleiche System im OEG, was jetzt ja auch anscheinend nicht geändert wird, so dass man Brückensymptome vorweisen muss z.B. wegen einer Trauma- tisierung? Wo man dann sagt: wenn es aber erst 20 Jahre später aufgetaucht ist, dann hilft es nicht, dann ist es keine andauernde Belastung? Das wäre ganz wichtig, das das hier nicht das gleiche System ist wie im OEG.

Antwort der Vertreterin des BMAS:

Beim Opferentschädigungsgesetz (OEG) gibt es andere Voraussetzungen. Beim OEG ist es so, dass die Folgen, die aus einer Gewalttat resultieren, nachgewiesen werden müssen. Da muss es eine Kausalität geben, d.h. es muss auch medizinisch der Zusammenhang zwischen Gewalt- tat und Schaden sowie Schadenfolge dargestellt werden und hier sind es andere Kriterien, die


bei dieser Stiftung zu Grunde gelegt werden. Es handelt sich also um ein ganz anderes nieder- schwelliges System. Es gibt nicht diese strenge Kausalität.

Andauernde Belastung bedeutet, dass eine Verknüpfung hergestellt wird zwischen dem damali- gen Erlebten und dem heutigen Leben, dass also gesagt wird: Das damalige Erlebte hat mich so beeinträchtigt, dass ich heute noch unter den Folgewirkungen leide.

Fragen der Vertreterin des Weibernetz e.V. und Deutschen Behindertenrats:

1.  Wie ist die aufsuchende Beratung geplant? Gehen Sie in die Einrichtungen und wie möchten Sie die Menschen erreichen, die heute nicht mehr in einer Einrichtung sind?

2.  Soll es ein bundesweiter Fachbeirat sein, der die Fachberatungsstellen in den Ländern beraten soll? Wie groß soll der sein? Wie soll das in der Praxis funktionieren?

3.  Glaubhaftmachung soll ja möglichst niedrigschwellig sein. Laut der heutigen Präsentation keine hohen Anforderungen. Wie haben Sie es dort konkret vorgesehen?

Antwort des Moderators:

Bei der Struktur des Fachbeirates gibt es seit der ersten Anhörung keine weiterführenden oder anderen Entwicklungen. Wir wollen einen bundesweit agierenden Fachbeirat. Dieser wird im Rahmen von Partizipation im Gegensatz zu den Fonds „Heimerziehung“ auch Vertreter direkt in den Lenkungsausschuss entsenden, so dass im Lenkungsausschuss nicht nur die Errichter sit- zen und nicht nur ein/e Ombudsmann/-frau, sondern dort direkt im Fachbeirat bestimmte Vertre- ter/innen sind.

Fragen und Stellungnahme des Vertreters der Arbeitsgemeinschaft betroffene Heimkinder
DDR (AbH):

1.  Der Start der Stiftung soll dieses Jahr beginnen. Wie wird die Bundesregierung das ge- genüber den Betroffenen kommunizieren? Wahrscheinlich ist es schwierig, dass Be- troffene aus der Öffentlichkeit erfahren, dass sie sich anmelden können. Es gab Schwie- rigkeiten bei den Fonds „Heimerziehung“, d.h. dass wahrscheinlich ein großer Teil der Betroffenen von den Anmeldungen ausgeschlossen war, weil es zu spät öffentlich kom- muniziert wurde. Das setzt sich fort über die Schließung der Fonds: Das im Prinzip dieser Termin intern war und nicht rechtzeitig nach außen gedrungen ist, sodass die Betroffenen vor einer verschlossenen Tür gestanden haben.


2.  Rentenersatzleistung für Behinderte oder geistig Behinderte ab dem 14. Lebensjahr: Es müsste eigentlich die Aufgabe der Bundesregierung sein, festzustellen in welchen Ein- richtungen gegen Menschenrecht verstoßen wurde, weil die geistig Behinderten oder körperlich Behinderten unter dem 14. Lebensjahr zu Arbeiten herangezogen worden sind. Wir wissen aus Erfahrung als Betroffene, dass gerade in den Psychiatrien die Kin- der vor dem 14. Lebensjahr zu Arbeiten eingesetzt worden sind, die alle im Prinzip eine Lohnleistung zur Folge gehabt hätten z.B. in Wäschereien, in den hauseigenen Einrich- tungen zum Bereiten der Speisen usw. Ich halte es für sehr bedenklich, wenn geistig Behinderte auch auf dieses 14. Lebensjahr reduziert werden. Ich würde mir gerne wün- schen, dass es da noch Bedarf gibt, der zu klären ist. Wir sprechen hier von körperlich und geistig Behinderten. Ich denke mir mal, eine andauernde Belastung schließt sich im Prinzip nicht aus, sonst würden wir eigentlich nicht hier sitzen und insofern wäre eigent- lich der Passus in dieser Präambel vielleicht -vorneweg geschickt - überhaupt nicht an- gemessen, weil natürlich die Betroffenen ja hier sind, weil sie bis heute durch die Be- handlung in den entsprechenden Einrichtungen dauerhaft belastet sind.

Antwort des Moderators:

Zur Bekanntmachung nochmal: Das ist ein Ball, den kann man nicht einfach der Bundesregie- rung oder dem Bundesministerium zuschieben. Das wird eine Aufgabe aller Errichter sein, also des Bundes, der Länder, der Kirchen, das bekannt zu machen. Wir sind nicht am Endpunkt einer Diskussion. Irgendwann wird es den Tag geben, wo diese Stiftung errichtet ist und diese ist übrigens erst dann errichtet, wenn alle Errichter eine Vereinbarung unterschrieben haben. Und da ist es für den Bund einfach, das ist nur einer, bei den Kirchen sind es schon mal zwei, aber es müssen auch noch sechszehn Länder unterschreiben. Und dann muss es einen dementspre- chenden Startschuss geben - sicherlich medial begleitet -  das wird eine Aufgabe sein, dass wir das dementsprechend vorbereiten. Selbstredend sind auch die Interessenverbände aufgerufen, die Neuigkeiten an ihre Mitglieder und alle Interessierten zu vermitteln.

Fragen und Stellungnahme der Beauftragten für Aufarbeitung des Landes Schleswig-Hol- stein:

Aus meinen Erfahrungen von einem Jahr Evaluation von Situationen von Menschen, die in Ein- richtungen der Psychiatrien und Behindertenhilfe als Kinder und Jugendliche gewesen sind: Es ist ein hohes Maß bei den Betroffenen an Schampotenzial da. Sie mögen sich nicht unbedingt äußern, brauchen eine Atmosphäre der aufsuchenden Beratung. Die andauernden Belastungen


- denke ich - sind ein unbestimmter Begriff, der müsste etwas weiter ausgeführt werden, zumin- dest für diejenigen, die beraten, wenn diese Begründungsdarlegung eigentlich der stichhaltige Punkt sein soll von dem aus ich einen Anspruch anmelden kann.

Für Schleswig-Holstein kommt noch hinzu, dass wir kaum noch nach Aktenlage sagen können, welche Damen und Herren als Kinder und Jugendliche eben auch fehlplatziert worden sind in den Psychiatrien, weil wir keine Unterlagen mehr haben. Das ist auch nochmal eine Problematik, die ich bitte, zu bedenken.

Ich bitte dringend darum, dass in den einzelnen Bundesländern so etwas wie Beiräte vorgesehen werden. Sie sollten nicht meinen, dass im Sinne von Top-down Information und Beratung von Berlin in alle Länder dies im Land funktionieren wird. Es macht Sinn, vor Ort in den einzelnen Bundesländern solche Gremien zu haben, die ihrerseits notwendige Korrekturen nach oben mel- den können.

Bei der Frage der Rentenersatzleistung würde ich sagen, dass Kinderarbeit und - so würde ich es bezeichnen- „Zwangsarbeit“ durchaus an der Tagesordnung gewesen sind. Das macht nicht nur notwendig, dass so etwas wie eine Ersatzleistung auch in Sachen Renten vorliegt. Man müsste an der Stelle sehr deutlich machen so etwas wie Bedauern - aber das ist zu wenig… Entschuldigung passt auch nicht. Ich hoffe Sie wissen was ich meine… Ein Einräumen dessen, dass Unrecht an den Menschen geschehen ist.

Was dringend von Anfang an zu transportieren wäre: Wann ist das Datum der letztmöglichen

Antragstellung? Da hatte es beim Fonds „Heimerziehung“ Probleme gegeben.

Antwort des Moderators:

Gestatten Sie, dass ich zu dem einen oder anderen etwas sage. Es waren auch direkt Anregun- gen für uns dabei. Im Sinne der Anhörung können wir alles sowieso nicht endgültig beantworten, aber zwei, drei Sätze dazu.

1.  Zur Aktenablage, das ist kein Problem von Schleswig-Holstein, sondern umfasst alle Län- der und ist dann im Osten nochmal spezifischer zusehen, auch auf Grund des Umbru- ches 1989/1990.

2.  Uns war und ist immer wichtig - das wissen diejenigen die bei der ersten Anhörung dabei waren - dass wir es nie reduzieren auf einen Leistungsbetrag, wie immer der aussieht im individuellen Sinn. Wichtiger ist gesellschaftliche Anerkennung, flankiert durch eine wis- senschaftliche Aufarbeitung, d.h. parallel ein Element ist eine individuelle Leistung, die jemand erhält, der betroffen war, weil ihm Leid und Unrecht widerfahren ist. Das war von Anfang an ein wesentlicher Bestandteil auch in den finanziellen und den Planungsüber-


legungen der Stiftung. Die Stiftung hat drei Aufgaben: Öffentliche Anerkennung, wissen- schaftliche Aufarbeitung und individuelle Anerkennung von Leid und Unrecht. Das ist für uns ein nicht trennbarer, unmittelbarer zusammenhängender Komplex. Die Anmeldefrist wird beginnen mit der Errichtung der Stiftung, über die Länge wird noch diskutiert. Es ist zu Ende, wenn die letzte Anmeldung abgearbeitet und beschieden ist.

Fragen und Stellungnahme des Vertreters der Ehemaligen Heimkinder Deutschlands e. V. (EHD):

1.  Die Zusammensetzung der Fachbeiräte bezogen auf unsere Erfahrung war nicht optimal, für mich ist eine glaubwürdige Zusammensetzung sehr wichtig, gerade auch von erfah- renen Menschen.

2.  Bei der wissenschaftlichen Aufarbeitung würde ich mich freuen, dass man da genauer hinschaut und nicht immer die gleichen Wissenschaftler nimmt. Ich denke, wir haben ein paar Wissenschaftler mehr in Deutschland, die sich sehr wohl damit beschäftigen kön- nen.

3.  Die größte Kritik von uns ist das Datum 1975, das steht seit Jahren immer wieder auf der Tagesordnung. Sicher, da gab es das Gesetz Abschaffung der Körperstrafe, aber wir halten das Datum für unsinnig. Mindestens 10 Jahre mehr hätten wir uns gewünscht, denn es haben sich zahlreiche Menschen glaubhaft machend und glaubwürdig gemeldet, das sie dort schuften mussten und ackern mussten und schlagartig mit dem Punkt 1975 ist damit Schluss. Dagegen endet es bei der DDR 1990. Ich würde mir wünschen, dass

1975 verbessert wird. Das kann nicht sein. Das wird seit Jahren kritisiert. Das Jahr 1975 ist für mich einfach nicht nachvollziehbar.

Fragen und Stellungnahme der Sachverständigen der Hochschule Ravensburg-Weingarten: Ich habe Ende letzten Jahres die Studie zur Heimkinderzeit abgeschlossen, die von der Caritas

Behindertenhilfe und Psychiatrie in Auftrag gegeben wurde. Ich würde mich gerne nochmal auf
die aufsuchende Beratung konzentrieren und meiner Vorrednerin anschließen. Was wir eben auch festgestellt haben in der Studie, die sich bezogen hat auf die katholische Behindertenhilfe, dass noch sehr viele Menschen in Einrichtungen sind, die noch niemals über ihre Erlebnisse gesprochen haben. Es ist nicht zu unterschätzen, dass eben reden über Gewalt, reden über das was Erfahren ist unendlich schwer ist und nicht bei einem ersten Gespräch erfolgen wird. Also ich würde einfach um Zeit bitten. Ich würde darum bitten, wirklich darauf zu achten, einen Rah- men zu schaffen, in dem Menschen sich äußern können. Nicht in einem Gespräch, nicht so dass sie irgendwo hingehen müssen und bitte auch berücksichtigen, dass der Begriff Gewalt, wenn


man ihn verwenden würde, sehr niedrigschwellig erzählt wird. Wir brauchen mehr Zeit als bisher überhaupt vorgesehen ist. Aufsuchende Beratung ist immens wichtig. Dass es geschulte Perso- nen sind, die auch in leichter Sprache kommunizieren können, die Kapazitäten haben. Die, mehr- fach irgendwo - vielleicht auch in kleinen Teams - zentral aufsuchen, erscheinen, die immer wie- der kontaktiert werden können und die Möglichkeiten haben, auch von außen Hilfe hinzuzuholen. Viele Menschen würden in Einrichtungen intern niemals über ihre Erfahrungen sprechen. Sie haben Angst, über das zu sprechen, was ihnen widerfahren ist.

Andauernde Belastung - wie soll die deutlich gemacht werden? Darauf achten, dass es wesent- lich ist, die Menschen erzählen zu lassen; vielfach haben sie sich damit arrangiert was passiert ist. Die andauernden Belastungen sind schon so in den Alltag eingegangen, dass sie solche explizit gar nicht formulieren würden, aber sie sind da und deutlich spürbar. Ein Plädoyer für Zeit.

Stellungnahme des Vertreters der Aktion Psychisch Kranker e. V. (APK):

Als jemand, der mehr als 50 Jahre in der Psychiatrie tätig ist, will ich ganz große Zweifel anmel- den an dem Begriff „heute noch andauernde Belastungen“. Wir haben es eben von den Betroffe- nen gehört, von der Landesbeauftragten Schleswig-Holsteins, von Ihnen und aus den wissen- schaftlichen Untersuchungen. Sie müssen als Betroffener die Möglichkeit haben, zu erzählen von dem, was sie erlebt haben und wie sie das verarbeitet haben, wie sie das integriert haben in ihr Leben. Sobald sie aber die Anerkennung abhängig machen von einer heute noch andau- ernden Belastung, verändert das das Erzählen. Ich kann das sagen, ich mache im Moment Gut- achten für die medizinische Flüchtlingshilfe und die in die Treffen geleiteten Informationen sind so eindeutig das sie das objektiv gar nicht herstellen können. Stellen sie sich vor, die Anlauf- und Beratungsstellen; in der großen Zahl sind dies zum Teil wenig erfahrene Sozialarbeiter und andere Leute. Das ist doch undenkbar. Sie müssen nach meiner Einschätzung einen anderen Weg finden, als zu sagen, diejenigen die das erlebt haben, das muss einigermaßen nachgewie- sen sein. Was sie gemacht haben, dass sie Zwangsarbeit gemacht haben, dies und jenes und sie müssen das unabhängig, also die Anerkennung und die Gewährung von Hilfen unabhängig machen von dem Nachweis der heute noch andauernden Belastung. Sonst werden die Psychi- ater mit einem Begutachtungsauftrag befasst, wenn das abgelehnt wird, und das ist unzumutbar.

Stellungnahme des Vertreters des St. Vincenzstift gGmbH und Begleiters des Betroffenen E. K.:

1.  Ich möchte gerne an die erste Anhörung erinnern, dort wurde eindeutig gefordert und festgestellt, dass dieses Kriterium ausgespart werden sollte. Eigentlich ist es ein Unding, dass es jetzt wieder hier steht.


2.  Ich möchte noch darauf hinweisen: Andauernde Belastung wird für mich eigentlich sehr deutlich in dem Augenblick, in dem das Gespräch stattfindet durch die aufsuchende Be- ratung, d.h. ich brauche gar nicht mehr nachzuweisen, dass es eine andauernde Belas- tung gibt. Mit dem Gespräch ist es entsprechend geschehen. Wenn man diesen Begriff beibehält, soll man das auch so formulieren.

3.  Mit diesem Begriff andauernde Belastung wird wieder ein Entschädigungsgedanke ge- weckt und ich finde, dieser ist total Fehl am Platz.

Stellungnahme des Betroffenen H. Th.:

Ich bin ehemaliger Patient in der Psychiatrie von Marsberg gewesen. Und wie sie sagten von Westdeutschland nur bis 1975: Also ich war z. B. von 1968 bis 1983 in der Psychiatrie und habe dort von 1977 bis 1983 gearbeitet, u. a. habe ich dann eine Ausbildung gemacht und darum möchte ich, dass das aufgestockt wird mit der Jahresangabe.

Fragen und Stellungnahme des Vertreters der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e. V. (ISL):

Wenn man das jetzt so hört und darüber nachdenkt, dann müssen wir uns schon klar darüber sein, was wir machen. Wir stellen hier Anerkennung und Hilfe in den Mittelpunkt. Müssen den Betroffenen aber erstmal erklären, wo sie eben nicht anerkannt werden und wo ihnen nicht ge- holfen wird bzw. wo sie benachteiligt werden. Wir werden heute Nachmittag noch über die Un- terschiede in der Rentenzahlung reden, wir müssen erstmal sagen: Deine Arbeit ist weniger Wert als die von Kindern und Jugendlichen in der Jugendhilfe. Wir müssen sagen: Wenn du unterhalb von 14 Jahren harte Arbeit geleistet hast, dafür gibt es keine Anerkennung. Wir müssen dann sagen: wenn du jetzt 1976 dort warst, da gehörst du nicht dazu, obwohl wir das erfahren haben. Jetzt bringen wir noch diese Belastungen mit dazu, die heute noch vorliegen. Jetzt bestrafen wir noch Menschen, die sich da rausgekämpft haben, die ihren Platz in der Gesellschaft sich erobert haben, die sich vielleicht über Psychotherapien oder sonst was viel Energie investiert haben, um damit klar zu kommen. Die zwingen wir jetzt wieder in dieser Situation erstmal wieder zurück zu gehen, zu erklären, wie das damals war und jetzt wieder im Kopf zu haben und sich jetzt wieder in die schlechte Rolle - ich komme nicht klar - zu begeben. Also denken Sie nochmal nach; viel- leicht gibt es einen Begriff, wo man sagt: Belastungen, die aus dieser Zeit entstanden sind.

In der Beratung haben wir auch beim Fachgespräch darüber geredet, wirklich auch zu gucken, inwieweit kann man die Betroffenen einbeziehen und zwar bitte nicht nur als kostenlose ehren- amtliche Helfer, sondern auch als professionelle bzw. als anständig bezahlte Co-Berater oder


sonst was. Diese Peer-Beziehungsebene ist, glaube ich, ganz wichtig, um auch wirklich ein of- fenes Gespräch haben zu können.

Stellungnahme des Vertreters der Freien Arbeitsgruppe JHH 2006:

Ich würde gerne auf einen Widerspruch aufmerksam machen. Sie haben vorhin erklärt, dass es ihnen wichtig ist, die Anerkennung erlittenen Leides. Mit dem, was sie heute vortragen, tun sie das nicht. Sondern Sie sagen: Wir erkennen nur das Leid an, was heute noch besteht, d.h. wer heute noch leidet, der bekommt was, wer gelitten hat, aber nicht mehr leidet, scheinbar nicht mehr leidet, der guckt in die Röhre. Ich finde, das ist wirklich eine beschämende Haltung gegen- über den Menschen, die wirklich gelitten haben und sich angestrengt haben, sich irgendwie durchs Leben zu wurschteln, durchzukommen, Würde zu gewinnen und dergleichen mehr und das soll nun abgestrichen werden und das muss man jetzt auch noch beweisen, dass man jetzt noch unter Würdelosigkeit leidet oder unter entsprechender Beeinträchtigung. Es entspricht nicht ihrem vorhin genannten Grundsatz Anerkennung erlittenen Leides.

Stellungnahme des Sachverständigen der Universitätsklinik Ulm und Vertreter der Deutschen
Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie:

Zu den andauernden Belastungen kann ich einfach noch einmal wiederholen. Ich hatte es vorhin ein bisschen scherzhaft eingeworfen: Es gibt bestimmte Fragen, die wir aus kinder- und jugend- psychiatrischer Sicht auch nicht beantworten können und das ist z.B. diese Subtraktion von dem zugekommenen Leid bei Leuten, die schon vorher Leid hatten und dann in einer Einrichtung untergekommen sind; dann dort erzogen oder nicht erzogen worden sind, Bildung vorenthalten bekommen haben. Der Mensch ist in seinem „Sosein“ eine Einheit und das dann subtrahieren zu wollen, was uns im Opferentschädigungsgesetz auch nicht richtig gelingt. Das ist einfach unmöglich. Insofern schaffen Sie bitte nicht Aufgabenstellungen, die einen großen Administrati- onsaufwand machen, die nicht lösbar sind.

Eine andere Sache, die lösbar ist und wo wir meinerseits als Präsident der Fachgesellschaft ja auch ein Treffen mit Betroffenen hatten und uns sofort an das Gesundheitsministerium gewendet haben, an das BMAS und später auch an den Bundespräsidenten, ist die Tatsache, dass heute noch jeden Tag Akten vernichtet werden aus der Zeit. In den Psychiatrien ist es völlig klar: Es gibt eine Aufbewahrungspflicht. Akten aufzubewahren ist etwas Teures; alle Krankenhäuser brauchen Raum, die Aufbewahrungspflicht geht nicht so weit zurück. Wir haben heute überall Krankenhäuser, wo eigentlich Belege, die wirklich ganz wichtig sind, auch für die Auseinander- setzung der Betroffenen mit dem, was passiert ist, vernichtet werden. Ich habe damals schon


gebeten, dass das Gesundheitsministerium diese Norm ändern möge und mir ist geantwortet worden, dass es generell so geregelt ist. Es ist nicht möglich.

Wenn wir sowohl wissenschaftliche Aufarbeitung wie die individuelle Anerkennung des Leids haben wollen, brauchen wir überall Akten, wo es sie noch gibt. Ich kenne die Situation in Schles- wig-Holstein in vielen Orten. Es gibt aber auch teilweise noch Akten. Mein Anlass war damals, auf eine akut bevorstehende Vernichtung von Akten in Würzburg in der Universitätsklinik zu re- agieren. Dann müssen wir jetzt sicherstellen, dass hier eine Ausnahmeregelung für diese Fälle geschaffen wird. Es ist einfach eine Sondersituation in der Kinder- und Jungendpsychiatrie.

Stellungnahme des Vertreters des Wittekindshof – Diakonische Stiftung für Menschen mit Be- hinderungen:

Wir betreuen schwerpunktmäßig Menschen mit geistiger Behinderung. Deswegen ist mir diese Perspektive besonders wichtig. Ich begrüße von daher sehr, dass Sie die Möglichkeit der Ver- tretung eingeräumt haben. Also dass auch über Vertreter so ein Leid geäußert werden kann. Das ist für unsere Klienten ganz entscheidend. Unter der Voraussetzung muss ich jetzt in der Tat - ich glaub das ist jetzt der entscheidende Begriff, den müssen wir klären- noch mal den Begriff der andauernden Belastung ansprechen.

Für die Menschen, die ich jetzt hier vor Augen habe, also unsere Klienten, ist das schlicht un- möglich sozusagen so eine Reflektionsleistung aufzubringen. Dass ich mir klarmache, ich habe ein Leid irgendwann erlitten, das reflektiere ich heute und mache mir dabei noch Gedanken, wie wirkt sich dieses Leid auf mich heute aus. Das kriegen ja nicht besonders intellektuell einge- schränkte Menschen, ja auch psychiatrische Fachleute hier kaum hin und das ist für diese Men- schen schlicht unmöglich.

Ich habe zwei Eindrücke hier, Erfahrungen aus den letzten Tagen. Wir haben ein Angebot für sexuell traumatisierte Jugendliche aktuell und machen genau da die Erfahrung: Jugendliche mit geistiger Behinderung vermeiden es gerade, da ist es nicht möglich, die traumatisierende Erfah- rung dann auch wirklich zu thematisieren, direkt anzusprechen und aufzuarbeiten. Da gibt es ganz andere Schutz- und Vermeidungsmechanismen bei geistig behinderten Menschen; deswe- gen versuchen wir gerade, Programme zu entwickeln, aber die sind noch lange nicht fertig, wie man aktuell solchen jungen Menschen helfen kann bei der Verarbeitung solcher Traumata. Sie sperren sich völlig gegen die Thematisierung dieses Erlebnisses und das muss man ja auch auf diese Menschen anwenden, von denen wir reden.

Die zweite Erfahrung ist: Wir versuchen in internen Broschüren, das zu kommunizieren unter unseren Klienten, dass es so einen Heimkinderfonds bzw. so eine Stiftung geben soll. Wir ma- chen das in leichter Sprache und die Prüfleser, also die Klienten als Prüfleser, die beim Lesen


dieser Broschüre diesen Text erstellen sollten, sind uns beim Lesen der Texte zusammengebro- chen, weil alleine das Lesen der Texte so viel ausgelöst hat an eigener Erfahrung, so dass sie nicht in der Lage waren, den Text fertig zu stellen. Ich will damit sagen: Ich würde ihrer Argu- mentation ganz entschieden folgen und sagen, wenn ein Mensch mit geistiger Behinderung in der Lage ist, sich aufzumachen und das zu artikulieren, dass er in dieser Weise Traumata erlebt hat, dann ist das für mich allein schon Beweis genug für eine andauernde Belastung und dann sollte das das Kriterium sein.

Stellungnahme der Vertreterin der Arbeitsgemeinschaft ehemaliger Heimkinder Deutsch- lands (AeHD):

Ich bin auch über den Begriff der andauernden Belastung gestolpert, weil ich nicht erwartet hatte, dass dieser Begriff überhaupt hier sein wird. Oder eine Forderung, in der es letztendlich heißt: Erstmal ein niedrigschwelliges Angebot, das ist aber schon mit dieser Forderung der andauern- den Belastung, die dargelegt werden muss, ausgehebelt. Zu hohe Anforderungen sind in dem Moment ausgehebelt, in dem ich andauernde Belastung zu schreiben habe. Ganz abgesehen davon, dass wir aus der Zeit des Runden Tisches „Heimerziehung“ über Expertise verfügen, die letztendlich auch die Belastungen beschreibt. Ich denke an eine Expertise von Frau Dr. Graf- schaft, davon bin ich heute noch krank. Die ist in einer verständigen Sprache geschrieben wor- den. Ich bin der Meinung, wer in einem geschlossenen System gelebt hat, war betroffen, wenn er diese Belastung im alltäglichen Leben hatte, weil er eben sich mit seinem Leben so arrangiert hat, dann ist er belastet. Trotz-dem, selbst wenn er Wege gefunden hat, mit diesen Belastungen umzugehen. Ich habe das auch irgendwie hingekriegt, aber ich würde nicht behaupten, dass ich nicht Belastungen dadurch habe, die ich nicht auf der Stirn geschrieben habe. In den Anlauf- und Beratungsstellen müssen diese Belastungen definiert werden. Ich habe es als ganz schreck- lich empfunden, dass anhand eines vor-gegebenen Fragebogens tun zu müssen. Spätestens dort ist mir auch klar geworden, wie groß meine Belastung an der Stelle ist. Am Ende ist man nämlich mit den Auswirkungen alleine, sucht sich einen Therapeuten, wartet mehr als ein Jahr auf einen Termin. Und in der Zwischenzeit hat man Belastungen, die sind dann wieder an einem Eurobetrag festzumachen. Ich würde dafür plädieren, darauf zu verzichten. Wenn Sie es nied- rigschwellig machen wollen, dann muss die Tatsache, dass man in einem geschlossenen Sys- tem gewesen ist, ausreichen, damit ich Hilfsmöglichkeiten beantragen und auch bekommen kann.

Stellungnahme des Vertreters der AeHD:

1.  Zu diesen andauernden Belastungen möchte ich gerne aus eigener Betroffenheit etwas sagen. Ich weiß, was in meinem Leben schief gegangen ist. Ich weiß, was andere mit mir


gemacht haben und ich weiß, was es auch mit mir anschließend bewirkt hat. Und das hat sich bei mir bestimmt bis zu meinem 25. Lebensjahr ausgewirkt. Bis ich dann irgendwann Diplom- Sozialpädagogik studiert habe und anschließend Peer Counselor geworden bin. Das hatte für mich zur Folge, dass ich als sichtbar behinderter Mensch ein Leben zu führen versucht habe als nicht behinderter Mensch. Und das war für mich ein Makel. So habe ich mich versucht abzugrenzen, zu überleben in dieser normalen Welt. Also ich weiß, was ich für eine Macke habe oder gehabt habe und bin heilfroh: Jetzt werde ich bald 50. Seit 25 Jahren anders leben zu können, für mich anzuerkennen, dass ich ein Mensch mit Behinderung bin und dass ich meine Einschränkungen habe und dass ich damit auch umgehen kann. Das war eine unbeschreibliche Arbeit für mich, und ich weiß auch aufgrund meiner beratenden Tätigkeit als Peer Counselor, dass es für jeden ande- ren auch eine unbeschreibliche Arbeit ist und das jetzt... Ich kriege langsam wieder so ein Unwohlsein, wenn ich darüber erzählen muss, dann auch in so einem Antrag sowas noch reinzuschreiben. Also mein Petitum und aller meiner Vorredner: Darüber wirklich nochmal nachzudenken und das sein zu lassen, es macht keinen Sinn. Also aus formalen Gründen, wie es gerade meine Vorrednerin gesagt hat, wenn ich in einer totalen Einrich- tung war, hat es mein Leben verändert.

2.  Ich würde mich gerne auf den Vertreter der ISL beziehen. Wichtig ist die Beratung. Wir hatten ja auch am 20. Januar 2016 schon darüber geredet, nämlich über die Beratungs- methode des Peer Counseling, die ich auch erwähnt habe mit aufzunehmen und auch Peer Counselors als Menschen mit Behinderung, die natürlich ähnliche Hintergründe und Erfahrungen haben. Denjenigen, den ich zu beraten habe, eben als Partner anzuerken- nen und in den Beratungsprozess hineinzunehmen und es auch so, wie er gesagt hat, nicht nur als Ehrenamtliche zu sehen, sondern dass die auch als professionell anerkannt werden und dafür auch dementsprechend entschädigt oder bezahlt werden.

Stellungnahme des Betroffenen D. R.:

Ich werde keine Leistungen erhalten, weil ich mit der Sache abgeschlossen habe. Ich müsste wohl in psychiatrische Behandlung gehen, um die Leistungen zu erhalten.

Stellungnahme der Ehefrau des Betroffenen H. Th.:

Ich bin praktisch zu Hause der Therapeut. Mein Mann leidet heute noch. Er war ja einmal lebens- länglich eingesperrt und da nützt auch kein Psychiater. Das geht nicht. Ich mache alles und ich muss auch leiden, weil ich weiß, wie so ein Mensch tickt und es ist nicht einfach. Er erzählt mir jeden Tag darüber. Er hat immer noch nachts Alpträume. Er hat nur Zwangsarbeit gemacht von


Kind auf an. Er kann auch nicht so frei öffentlich sprechen, weil er kennt es nicht. Er hat sich immer geduckt und da müsste man auch was ändern, dass man da nicht nur bis 1975 geht, sondern auch weiter erhöht auf die 1990er Jahre. Er hat wirklich bis 1981, 1982, 1983 Zwangs- arbeit gemacht. Er kann sich heute auch nicht eingliedern. Er kann nirgendwo anfangen. Er ist geschädigt. Er ist Frührentner. Egal, wo er sich vorgestellt hat, es hat ihn niemand genommen aufgrund seiner Vergangenheit. Das wollte ich nur sagen.

Stellungnahme und Fragen der Bundesreferentin Frauen des Deutschen Gehörlosen-Bun- des:

1.  Gibt es Dolmetscher für gehörlose Betroffene? Wie wird das finanziert? Müsste mit in diesem Rahmen angepasst werden. Ich möchte nicht, dass es daran scheitert, dass ge- sagt wird, wir haben keinen Dolmetscher für dieses Beantragungsverfahren oder Bera- tungsgespräch.

2.  Es gibt Heimkinder, die in Pflegeeinrichtungen waren, die in Deutschland zusammenge- fasst worden sind in Großstädten und die sozusagen von zu Hause weggenommen wor- den sind aus ihren Familien, wo drei, vier Kinder zusammen waren. Gibt es das auch? Zählt für diese Kinder auch diese Situation, dass sie auch als Heimkinder betitelt werden können, wenn sie in einer Familie gelebt haben, die sich als Pflegefamilie ausgegeben hat?

3.  Wer bezahlt die Dolmetscher in den Beratungen? Peer Counseling würden wir gerne unterstützen und Lösungen anbieten, dass gehörlose Selbstbetroffene mit in der Bera- tung sind, um zu unterstützen.

Antworten des Moderators:

Zu Frage 2: Das Hilfesystem „Anerkennung und Hilfe“ richtet sich nur an ehemalige Kinder und

Jugendliche in stationären Einrichtungen.

Zu Fragen 1 und 3: Wir rechnen mit Assistenzsystemen, und gehen auch von Dolmetschern usw. aus. Das wird Aufgabe der Beratungsstellen sein und kann nicht zu Lasten der Betroffenen gehen.

Vorstellung des Konzepts zur wissenschaftlichen Aufarbeitung
Der Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) stellt das Konzept zur wissen- schaftlichen Aufarbeitung der Geschehnisse durch die Stiftung vor:


Der Vorschlag der Bund-Länder-Kirchen-Arbeitsgruppe sieht neben der öffentlichen und der in- dividuellen Anerkennung als dritte Säule die Anerkennung durch wissenschaftliche Aufarbeitung vor. Es soll eine längerfristig angelegte wissenschaftliche Aufarbeitung erfolgen, die umfassend die Vorgänge in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe und Psychiatrie in den besagten Zeiträumen untersucht. Diese Studie soll auch die Situation der Menschen beleuchten, die fälschlich in diesen Einrichtungen untergebracht waren.

Nach Vorstellungen der Arbeitsgruppe soll für die wissenschaftliche Aufarbeitung eine Summe von rund 1 Million Euro zur Verfügung stehen.

Die Betroffenen sollen frühzeitig in die Erarbeitung einer Konzeption für die wissenschaftliche Aufarbeitung einbezogen werden. Anhand der folgenden Leitfragen werden sie gebeten, ihre Erwartungen an die wissenschaftliche Aufarbeitung zu formulieren:

1. Was sollte aus Sicht der Betroffenen das Ziel der wissenschaftlichen Aufarbeitung sein? Z. B.:

    Medizin-historische Aufarbeitung

    Gesellschaftliche Auseinandersetzung

    Anerkennung des Leids und des Unrechts

2. Welche konkrete Fragen sind für die Betroffenen von besonderer Bedeutung? Z. B.:

    Rechtliche Grundlagen für Unterbringung und sonstige Zwangsmaßnahmen

    Einweisungs- und Behandlungsanlässe, kritische Diagnosenanalyse

    Darstellung und Bewertung von therapeutischen und pädagogischen Konzepten

    Darstellung und Bewertung der therapeutischen und pädagogischen Praxis

    Darstellung positiver Ansätze, wie ist das Unrecht überwunden worden

3. Wie und in welcher Form sollten die Betroffenen in die wissenschaftliche Aufarbeitung mit einbezogen werden

Z. B.:

    Interviews mit Betroffenen



Einbeziehung der Dokumentation der Beratungsgespräche – nur mit Einwilligung der Be- troffenen

    Einbeziehung und Veröffentlichung bereits vorhandener Dokumentationen (z.B. Fern-

sehberichte)
Diskussion
Stellungnahme des Vertreters des St. Vincenzstift gGmbH und Begleiters des Betroffenen E. K.:

Ich würde gerne nochmal hinweisen auf das Fachgespräch, wo eine ganze Reihe von Punkten bereits aufgelistet worden sind, wie eine wissenschaftliche Aufarbeitung aussehen könnte. Ich finde es schade, dass die hier nicht eingebunden sind. Das war ein sehr intensives Gespräch, gerade was die wissenschaftliche Aufarbeitung angeht. Ein zweiter Aspekt ist: Damals wurde sehr deutlich herausgestellt, eine unabhängige Forschung - also keine medizinhistorische, son- dern eine pädagogische - ist genauso wesentlich und deswegen Historiker und keine Prägung durch Mediziner oder Pädagogen. Das ist, glaube ich, sehr, sehr wichtig. Ein weiterer wichtiger Punkt war auch, dass man beispielsweise die Ausbildung nochmal deutlicher unter die Lupe nimmt. Das fehlt mir hier auch sehr deutlich und ein ganz wesentlicher Punkt ist auch, es gibt viele Untersuchungen zum Teil zu betroffenen Menschen, wo aber das Wichtigste zwischen den Zeilen steht, und ich glaube, auch hier ist wichtig, Wege zu finden. Ich hatte Social Media z.B. angesprochen, auch dies zwischen den Zeilen viel stärker zur Sprache zu bringen als wie es hier scheint.

Antwort des Vertreters des BMG:

Vielen Dank. Dann nochmal bitte nicht missverstehen, das war kein Vorschlag eines Konzeptes, das war einfach nur ein Brainstorming. Da haben wir im Referat einfach mal so hingeschrieben, was uns gerade einfiel, auch im Hinblick auf die Gespräche, die bisher schon geführt worden sind. Da war ja am 20. Januar 2016 dieses Fachgespräch, das hab ich alles hier nicht referiert, aber das ist sicherlich auch Bestandteil unserer weiteren Überlegung. Die Multiprofessionalität und der multiperspektivische Blick auf das Ganze, den werden wir natürlich beachten. Dass da jetzt der 1. Spiegelstrich medizinhistorischer Aufarbeitung steht, bedeutet nicht, dass das ärztlich geleitet sein soll. Das haben wir verstanden und das nehmen wir auch so mit und Sie werden sehen, dass das in der Ausschreibung auch so der Fall sein wird. Aber Dankeschön für den Hinweis.

Stellungnahme des Betroffenen D. R.:


Ich bin damals ins Heim rein gekommen direkt nach meiner Geburt. Aus dem Grund heraus, mein Vater war im Knast im Hochsicherungstrakt. Meine Mutter, die war im Heim gewesen, auch als geistig behindert behandelt worden, meine Schwester ist geistig behindert gewesen durch eine Zangengeburt. Ich bin dann anschließend, weil ich ja als Kind ins Heim reinkam, von Geburt an als geistesschwach abgestempelt worden, ohne dass ich überhaupt therapiert wurde oder irgendeinen Psychiater gesehen oder miterlebt habe. Bis zum Heimausgang mit 21 Jahren, als ich abgehauen bin, um mein eigenes Leben zu führen, habe ich nie einen Psychiater gesehen und ständig stand da drin, dass ich geisteskrank bin und ein abnormales Leben führte. So, wie sollen Sie das aufarbeiten?

Wir waren früher Gesetzlose. Uns wollte keiner, die im Heim waren. Ich kann mich ungenau erinnern, dass erst seit 1981, die, die im Heim noch waren, erstmals gesetzliche Rechte bekom- men haben. Ich benötige keinen Psychiater, der in meinen Schubladen im Kopf rumwühlt, um diese aufzuräumen. Die Psychiater sollten zuerst ihre eigenen Schubladen in ihrem Kopf aufräu- men, bevor diese überhaupt anfangen, über andere Leute zu urteilen.

Antwort des Moderators:

Nein, vielleicht ist es einfach nur ein Missverständnis. Es war von Anfang an ein Anliegen in der Arbeitsgruppe, dass wir sichtbar machen, wie die tatsächlichen Situationen waren. Für Be- troffene, für die das, was Sie geschildert haben, eben die Realität war zu dieser Zeit. Das soll aufgearbeitet werden, nicht im Einzelnen für den Betroffenen. Das System steht im Vordergrund, das es sowohl in der alten Bundesrepublik wie auch in der DDR gab, auch weil es teilweise ein scheinbares „Nichtsystem“ war, weil sie sozusagen dort gar nicht betrachtet wurden. Damit wol- len wir dort Licht hineinbringen. Im Gegensatz zu den Fonds „Heimerziehung“ zur Situation von Heimkindern oder im DDR-Bereich der Jugendwerkhöfe, wo sehr viel wissenschaftlich in den letzten Jahren aufgearbeitet wurde, gibt es dort sehr große Unklarheiten. Es geht darum, dass das benannt wird in Ihrem Interesse, was tatsächlich war.

Sie können es erzählen, deshalb ist es ja so wichtig, dass Sie es in den Anlauf- und Beratungs- stellen erzählen können. Aber wie der Vertreter des BMG sagt, natürlich nur, wenn Sie einver- standen sind, damit auch nochmal deutlich wird, was es für Einzelschicksale gibt. Es gab ja auch Entwicklungen: Die 1950er Jahre selbst in der DDR geben nicht das Bild wieder von Einrichtun- gen Ende der 1980er Jahre. Da sind ja fast vier Jahrzehnte vergangen - auch eine Entwicklung. Darum geht es genau dort, das aufzunehmen, was Sie sagen und wir hoffen, dass viele der Betroffenen, wenn sie in der Beratungsstelle ankommen, sich natürlich auch bereit erklären. Das


erfolgt anonymisiert, natürlich steht da nicht Herr so und so oder Frau so und so, sondern ano- nymisiert. Diese Angaben werden mit verwendet, um ein möglichst der Realität entsprechendes Bild hervorzurufen. Das ist das Anliegen und da ist das BMG in der Anfangsphase. Diesbezüglich ist es ein Konzept und deshalb die Bitte an Sie, auch beizutragen, auch jetzt in der Debatte der Anhörung, was für Elemente aufgenommen werden müssen in der Betrachtung.

Stellungnahme des Sachverständigen der Universität Rostock, Historisches Institut:

Guten Tag, ich bin Professor für Zeitgeschichte an der Universität Rostock und leite gleichzeitig die dortige Forschungs- und Dokumentationsstelle zur Geschichte der Diktaturen in Deutsch- land. Ich kann es nur begrüßen, dass also nicht nur finanzielle Entschädigung hier angestrebt wird, sondern auch gleichzeitig historische und wissenschaftliche Aufarbeitung. Die Betonung liegt aber auf historisch. Es ist gerade eben auch deutlich geworden, dass bei der Terminologie Begrifflichkeiten verwandt worden sind, die aus dem 21. oder aus dem 20. Jahrhundert stam- men, die zum damaligen Zeitpunkt einfach keine Begrifflichkeiten gewesen sind und das macht es erforderlich, dass die Historiker auch mit im Boot sind. Das ist eine große Herausforderung, eine interdisziplinäre Herausforderung, kann ich nur mit allem Nachdruck sagen. Also Psycholo- gen, Mediziner, aber auch die Historiker, weil umgekehrt, wir brauchen sozusagen als Historiker den medizinischen psychologischen Sachverstand, nicht zuletzt, damit wir in Sachen Termino- logie richtig sind. Das bringt mich zu dem Punkt, was hier der Kollege gerade zu meiner Rechten sagte, zunächst einmal müssen wir Akten sichern, also das, was sie angeregt haben mit allem Nachdruck: Bitte, die Akten müssen gesichert werden und der nächste Faktor, wenn wir schon dabei sind, Material zu sichten und auch zu sammeln: Die Zeitzeugen. Auch das mit allem Nach- druck und darüber müssen wir uns im Klaren sein: Natürlich haben Sozialwissenschaftler, Psychologen eine andere Art und Form von der Methodik her, Zeitzeugeninterviews zu führen als der Historiker. Darüber müssen wir uns im Klaren sein, wenn wir Zeitzeugen - Erinnerungen dokumentieren und sichern wollen, dass wir die richtigen An-sätze wählen und das miteinander kombinieren und zusammenführen. Wichtig halte ich darüber hinaus den Faktor Zeit, der berück- sichtigt werden muss und gleichzeitig nicht zuletzt natürlich die Finanzen in diesem Kontext. Es macht keinen Sinn, wenn wir jetzt auf Biegen und Brechen inner-halb kürzester Zeit Ergebnisse vorlegen wollen. Wir können den Opfern damit nicht Gerechtigkeit widerfahren lassen, wenn wir das übers Knie brechen. Das heißt, eine solide interdisziplinäre Forschung bedarf der Zeit und auch der entsprechenden finanziellen Mittel. Also die Ausstattung muss auch stimmen und da denke ich durchaus an Mitarbeiter, für 3 bis maximal 5 Jahre, wenn wir es wirklich systematisch aufarbeiten wollen. Stichwort systematisch: Heißt für mich jetzt nicht nur die DDR und die Bun- desrepublik unter medizinhistorischen Gesichtspunkten, das haben sie ja zu Recht korrigiert, nein es geht auch um politisch-historisch. Es kommt auch die Politik, die mit hineinspielt. Wenn


ich an die DDR denke, welche Vorstellung verbindet man mit psychiatrischen Einrichtungen? Oder auch das Problem und Phänomen von Zwangsarbeit. Also bitte auch die Betonung auf Politik in diesem Zusammenhang. Was nach meinem Dafürhalten sehr wichtig ist, ist auch die vergleichen-de Perspektive, die deutsch-deutsche Perspektive. Die beiden Teile Deutschlands haben sich in all den Jahrzehnten bis zur Vereinigung mit Argusaugen beobachtet. Jeder wollte das bessere Deutschland sein und das wäre auch mal interessant und unter diesem Gesichts- punkt zu reflektieren, inwieweit sind hier Verletzungen auch auszumachen oder inwieweit gibt es Traditionen über den Wechsel von politischen Ordnungen. Psychiatrie im Kaiserreich, in der Weimarer Republik, im Nationalsozialismus und in diesen beiden politischen Ordnungen in Deutschland nach 1945/49. Auch das ist z.B. der Gesichtspunkt der Langzeitperspektive, der vergleichenden Perspektive, was man hier zusammentragen muss. Das hier in Kürze, einige wollen noch etwas sagen, selbstverständlich auch nach mir. Wären so ein paar Anregungen, die man sicher aufgreifen sollte. Vielen Dank.

Stellungnahme des Vertreters des Wittekindshof – Diakonische Stiftung für Menschen mit Be- hinderungen:

Ich würde schon sagen, dass es gerade im Bereich Behindertenhilfe in Westdeutschland schon eine ganze Menge gute Studien gibt. Einige Leute sitzen ja auch im Raum, die das selbst ge- macht haben. Also, da weiß man schon so ein bisschen, was gelaufen ist und von daher würde ich jetzt mal zwei Anregungen geben. Das eine ist in der Tat, dass man gucken muss, dass man es nicht zu sehr medizinisch angeht. Da hätte ich jetzt auch die Frage, also ich habe verstanden, die Studie ist im Ressort Gesundheit angesiedelt. Da müsste man von vorneherein darauf ach- ten, dass das entsprechend breiter ansetzt, denn auch der aktuelle Behinderungsbegriff, der ja gerade durch die UN-Behindertenrechtskonvention und auch durch Fachdiskussionen geprägt ist, hebt ja deutlich darauf ab, dass eben Medizin überhaupt nur ein ganz kleiner Aspekt ist. Ich würde jetzt aus meiner Perspektive - Leitung einer größeren Diakonischen Einrichtung - sagen: Auch wie ich die historischen Studien lese, dass ein ganz wichtiger Aspekt die organisationsthe- oretischen Fragen sind. Also wir wissen doch ziemlich genau, was gelaufen ist. Es gab zigtau- sende von Menschen, die in der Nachkriegszeit in dem Chaos irgendwie gestört haben, und nicht in den normalen Prozessen unterzubringen waren. Die hat man systematisch zu Tausen- den in Organisationen gesteckt, die da irgendwie mit umgehen sollten. Diakonie, Caritas, irgend- welche Sozialeinrichtungen. Da sind Zuschreibungsprozesse gelaufen. Es wurde irgendwie me- dizinisch durch Diagnose legitimiert, dass die Menschen sich dort bleibend aufhalten sollten und dann mussten die Organisationen irgendwie damit organisatorisch umgehen, dass sie mit viel zu vielen Tausenden und -zigtausenden von Menschen vollgestopft worden sind. Ich sage es


jetzt mal etwas platt und diese Fragestellung ist eine organisationstheoretische, die man unbe- dingt mit einarbeiten muss, das waren die realen Fragen der damaligen Zeit.

Stellungnahme der Sachverständigen der Hochschule Ravensburg-Weingarten:

Ich wollte gerne noch 4 Punkte sagen aus der Erfahrung der Studie, die wir gemacht haben, die im Juni veröffentlicht wird und die sicher da auch noch Erkenntnisse gibt. Ich wollte Ihnen mitge- ben, dass es wichtig ist, die Zeitabschnitte zu unterscheiden. Also es wird immer zusammenge- fasst 1949 bis 1975. Das ist nicht hilfreich und eigentlich auch nicht zulässig. Also, es ist wichtig, einfach darauf zu schauen, diese Abschnitte wirklich differenzierter zu benennen, was genau eben in diesen Zeiten auch an äußeren Einflüssen gewesen ist. Es sind entscheidende Schritte, also aufteilen in drei Abschnitte, und diese drei Abschnitte dann eben auch getrennt darstellen und untersuchen. Das andere ist- da würde ich mich anschließen an meinen Vorredner - unbe- dingt ein interdisziplinäres Team aufzubauen. Da würde ich jetzt die Sozialwissenschaften na- türlich noch mit aufnehmen, auch ganz stark pädagogische und heilpädagogische Disziplinen, also dass man da wirklich auch schaut, dass es nicht medizinisch orientiert ist. Der dritte Punkt ist der, dass wir festgestellt haben, dass es durchaus entscheidende Unterschiede zwischen dem Erleben und auch der Behandlung von Männern und Frauen gegeben hat. Also einen Wert darauf zu legen, gendersensibel zu untersuchen, um zu berücksichtigen, was es einfach auch an Folgen für Männer und Frauen nach sich gezogen hat. Und der vierte und letzte Punkt ist der, ein Plädoyer dafür, partizipativ zu forschen mit einer Gruppe von Menschen, die selber diese Erfahrungen gemacht hat, die Forschung zu reflektieren. Wir haben es auch versucht, haben es dann in reduzierter Form durchführen können und zwar schlicht und ergreifend deswegen. Es ist schwierig, Menschen zu finden, die sich über einen langen wissenschaftlichen Zeitabschnitt mit Forschungsstudien beschäftigen, die direkt betroffen sind. Also vielleicht eine Anregung: Su- chen Sie jetzt schon Personen, die zu den Betroffenen gehören, die bereit sind, an dieser Studie mitzuarbeiten, also eine Begleitgruppe aufzubauen, die auch bereit ist, über den Studienzeitraum dann eben die Wissenschaftlerinnen zu beraten, zu begleiten. Immer wieder einfach auch die Ergebnisse rückzukoppeln und so was entsteht nicht von jetzt auf gleich, sondern das ist ganz nötig, das da Vorlauf ist. Also es wäre gut, sowas direkt zu initiieren, um es dann auch zu starten und die Personen, die sich beteiligen, auch nicht als Ehrenamtliche zu beschäftigen, sondern tatsächlich auch angemessen zu entlohnen.

Stellungnahme der Sachverständigen des Instituts für Geschichte der Medizin in Düsseldorf: Und ich möchte noch einen Aspekt ergänzen, wir arbeiten nämlich aktuell an einem Forschungs-

projekt mit Patienten an der Landesklinik Bonn für Kinder- und Jugendpsychiatrie nach 1945 und
was ich da noch ergänzen möchte, worum ich eben auch plädieren möchte, für eine historische


Aufarbeitung. Diese Kinder, die wir jetzt untersuchen, sind zu 80 Prozent Kriegsopfer, die sind kriegstraumatisiert oder waren kriegstraumatisiert und sind deswegen zum Teil auch als schwachsinnig diagnostiziert worden oder als charakterlich abartig oder so. Also dieses Ver- ständnis, was wir heute haben von Traumatisierung durch Krieg, das existierte damals eben noch nicht und deswegen kam es auch zu zahlreichen Fehldiagnosen. Also insofern ist das eben genau das, was der Vertreter des BMG meinte mit - wie war die diagnostische Praxis und wie war die Einweisungspraxis? Da kann ich jetzt nur aus der wissenschaftlichen Praxis dafür plä- dieren, dass wir wirklich auch diese Patientenakten erhalten und wir uns auch überlegen müs- sen, wie wir damit angemessen umgehen.

Stellungnahme des Vertreters der ABH DDR:

Ich möchte vorneweg stellen, dass ich bei dem was ich jetzt sagen werde, meine andauernden Belastungsstörungen vornewegstelle. Zwanzig Jahre in der DDR weggeschlossen. Zwanzig Jahre verdrängt, weil in der DDR darüber zu sprechen verboten war und mich unweigerlich ins Gefängnis gebracht hätte. Nur wenn ich erwähnt hätte, in welchen Einrichtungen ich gewesen bin. Und dann kommt die Bundesrepublik Deutschland und ich mache 20 Jahre Aufarbeitung und renne auf deutsch gesagt gegen Wände. Ich betone das vorneweg, damit sie sich über die Tragweite dessen, was sie hier machen wollen, auch in der Form bewusst sind, wenn sie das ausufern lassen mit Betroffenen und neuen Evaluationen und allem, was sie dort machen wollen. Dass Sie im Prinzip eigentlich eine Bagatellisierung des Unrechts vornehmen und nicht zum Ziel kommen werden. Warum? Medizinisch- historische Aufarbeitung würde nichts anderes bedeu- ten, als dass ich ein Verbrechen in der Bundesrepublik - und ich spreche jetzt von Ost und West

- aufklären müsste, mit wieviel Wohlwollen das aufgenommen werden würde, wenn Sie die Ver- brechen im Nachhinein aufarbeiten würden. Dann müssten Sie zugeben, dass wir eigentlich heute hier bei dieser Anhörung wirklich fehl sind. Wir müssten eigentlich vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte sitzen und müssten eigentlich darüber diskutieren, dass der zweite Punkt - gesellschaftlicher Auseinandersetzung - genau so nicht ganz hinterlegt werden kann. Denn wir sprechen eigentlich von einer gesellschaftlichen Legitimierung der Problematik, sonst könnten wir nicht erklären, wieso wir heute im Prinzip 25 Jahre nach der deutschen Einheit anfangen, einen gesamtdeutschen Zustand der Heimerziehung aufzuarbeiten. D.h. also ich will Ihnen nur die Brisanz sagen, dass Sie auch das verstehen, was Sie hier tatsächlich machen wollen. Eine Anerkennung des weiteren Unrechts würde im Kontext nur bedeuten, dass Sie ver- suchen, es zu bagatellisieren, weil Sie jetzt zugeben müssen, dass 10.000 Euro und 10.000 Euro Rentenersatzleistung eigentlich spöttisch für das ist, was die meisten erlebt haben in beiden Heimsystemen der Bundesrepublik Deutschland. Sie müssen eins machen, Sie müssen kurz und effizient sein. Sie fragten vorhin nach dem Geld, das Sie zur Verfügung haben und sagten


1 Million. Wir streiten uns gerade darum oder bei der finanziellen Anerkennungsleistung bei den Betroffen ob es auch ein Tausend-Euro-Schein mehr sein könnte, und sprechen in Summe von vielleicht 20 Millionen Euro, die wir nicht in irgendwelchen Streitigkeiten klären, sondern weil der Finanzminister festlegt, dieses Geld ist nicht da. Für die Aufarbeitung ist für alle spezifischen Fachgruppen Geld da, das aufzuarbeiten. Wie oft haben wir denn das gemacht in den letzten

25. Jahren? Wir arbeiten ständig auf und ich möchte ein Beispiel sagen: Jeder Psychiater - Sie nehmen das alle nicht persönlich, was ich Ihnen sage - Jeder Psychiater der sich heute hier hinstellt und aufarbeiten will, muss sich erstmal gefallen lassen, woher er sein Wissen rekrutiert hat und nach welchem medizinischem Gesichtspunkt er Psychiater geworden ist und was er eigentlich in der Vergangenheit gemacht hat, denn ihm hätte ja auffallen müssen, dass in der Bundesrepublik, in der gesamten Bundesrepublik das Unrecht nicht 1990 zu Ende war, sondern dass auch heute noch in der Psychiatrie Menschen fixiert werden, unrechtmäßig, nur weil ein Staatsanwalt meint, dass er krank ist oder weil irgendwelche Individuen etwas festlegen. Also, ich will Ihnen das sagen. Was machen Sie? Ich möchte Ihnen ein Beispiel sagen. In diesem zwanzig Jahren währenden Aufarbeitungsprozess passiert mir Folgendes und das passt genau hier. Als ich eines der jüngsten politisch verfolgten DDR-Kinder war, nämlich mit 17 Jahren we- gen Widerstand und Staatsverleumdung eingesperrt für drei Jahre, hat ein Doktor im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung mein Leid minuziös geschildert. Wissen Sie warum? Er hat dafür wahr- scheinlich ca. 100.000 DM gekriegt, 1993. Da steht in seiner Kladde drin ganz unten: Jüngstes politisches nachweislich politisch eingesperrtes Opfer der DDR und da hat er mit mir Geld ver- dient. Und als ich zehn Jahre später bei ihm stehe und genau ihn erwische als Feststeller meiner posttraumatischen Belastungsstörung, kriegt er es fertig und sagt nach einer 20jährigen Verfol- gung in der DDR: Na ja, es liegt eine Persönlichkeitsstörung vor. Und soll ich Ihnen sagen was ich dafür kriege? 183 Euro jeden Monat dafür. Da ist ihm plötzlich entfallen, dass ich ein schwer geschädigtes Opfer der DDR -Diktatur war. Ich will Ihnen nur sagen, welche Gradwanderung Sie hier begehen werden. Wenn Sie es tatsächlich wissenschaftlich exorbitant genau machen wol- len, müssen Sie sich von diesem, was Sie das aufgeschrieben haben, generell trennen. Sie können im Prinzip nichts aufarbeiten, ohne dass Sie die gesetzlichen Grundlagen, die geherrscht haben, die zu diesen Umständen geführt haben, im Prinzip erstmal vorne ranstellen und aufar- beiten.

Stellungnahme der Vertreterin des Weibernetz e.V. und Deutschen Behindertenrats:
Der Vorredner hat sehr deutlich gemacht, dass gerade die partizipative Forschung sehr wichtig ist, also dass wirklich partizipativ geforscht wird. Aus den Reihen des Deutschen Behindertenra- tes ist mir heute noch mitgegeben worden, hier zu betonen, dass bei der interdisziplinären For- schung auch die junge Disziplin der „Disability Studies“ nicht vergessen werden sollte.


Stellungnahme des Sachverständigen der Universitätsklinik Ulm und Vertreter der Deutschen
Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie:
Verschiedene Punkte: Als wir das Gespräch mit den Betroffenen gesucht hatten, nach der Vor- standssitzung, nach der Fernsehsendung „Die Hölle Kinderluke“, wie die Kinderpsychiatrie hieß, haben wir vom Vorstand direkt beschlossen, mit den wenigen Mitteln, die so ein Verein hat, Mitgliedsbeiträge und ein Forschungsprojekt zur Fachgeschichte auszuschreiben und das auch extern nach einer Begutachtung an Historiker zu vergeben, um das nicht selber zu machen. Ich finde, das sind wir als Psychiater uns auch schuldig, weil wir quasi aufgewachsen sind mit ver- schiedenen alternativen Systemen in der Vorgeschichte. Dass wir wissen, wie hat sich das Fach etabliert und wann sind welche Standards gewesen? Dieses Projekt wird 2017 abgeschlossen sein. Wir haben jetzt schon sehr klare Ergebnisse, wie unser Fach instrumentell gegründet wurde in der Nazizeit und zwar zusammen mit der Heilpädagogik in einer Gesellschaft. Im Endeffekt sind Akten verschwunden über die Nazizeit. Ja, man muss sich das einfach angucken, wie es eine Verstrickung quasi zwischen der Heimebene gab und einzelnen Ärzten als Gutachter. Es ist die Geschichte der Fächer und der Begriffe. Ich kann das nicht ausführen, aber zwei, drei Begriffe wie z.B. „Unbildbarkeit“ haben das Schicksal von so vielen Menschen bestimmt und dazu geführt, dass ihnen jede Form von Bildung und Zuwendung vorenthalten wurde. Was ganz wichtig ist, ist, diese zentralen Begrifflichkeiten, die damals Lehrmeinungen waren, aufzuarbei- ten. Deshalb plädiere ich ein bisschen für diese historische Aufarbeitung, da es wichtig ist, um zu verstehen, wie das damals kam. Der zweite Punkt - und das können wir als Fachgesellschaft nicht mehr bezahlen oder leisten - oder ich sage noch mal weiter wir diskutieren gerade ob: Wir haben das Projekt bis 1955 gemacht. Ob wir dann quasi weiter den nächsten Schritt bis 1975 auch finanzieren können, davon müssen wir auch unsere Mitglieder wieder überzeugen. Aber ich finde das wichtig, einfach, dass wir uns zu unserer Vorgeschichte bekennen. Das will ich ganz klar sagen und unsere Ergebnisse werden wir natürlich auch dem BMG usw. zur Verfügung stellen. Das brauchte nicht nochmal finanziert zu werden. Ja und für alle, die es interessiert: Es wird auch öffentlich kommuniziert. Das zweite ist: Wir brauchen Institutionengeschichte. Institu- tionengeschichte kann man nur lokal machen. Da gibt es schon ein paar Ansätze und da muss man hinsehen, wie kann man das bundesweit zusammenfassen. Und wir brauchen Geschichte aus der Sicht von Betroffenen und auch eine Möglichkeit, Betroffene zu Wort kommen zu lassen.

Stellungnahme des Sachverständigen des Deutschen Instituts für Heimerziehungsfor- schung gGmbH:


Wir sind seit 2010 mit der Aufarbeitung der Heimerziehung beschäftigt. Ich möchte nur zwei Aspekte nennen, der mir sehr wichtig erscheinen und die keine Einzelheiten, sondern das For- schungsdesign betreffen. Zunächst etwas Äußerliches. Es wäre sehr schön, wenn die Daten, die bei den Anlauf- und Beratungsstellen gesammelt werden, der Forschung zur Verfügung stünden. Die Hälfte der Arbeit besteht nämlich einfach darin, dass die Daten, die schon längst gesammelt wurden, von den Forschern extra nochmal gesammelt werden müssen, weil wir kei- nerlei Informationen bekommen. Wir kriegen keine Namen, wir kriegen keine Heimdaten,

nichts. Das wäre der 1. Punkt.

Der 2. Punkt zum Forschungsdesign: Wenn wir defizitär orientiert fragen, kriegen wir Defizite genannt. Das muss auch in gewisser Weise sein, weil wir ja ein schweres Thema vor uns haben. Das Problem dabei ist, dass man den Betroffenen dabei auch nahelegt, für sich selbst eine quasi problematische Wendung zu vollziehen, indem die Gefahr besteht, dass sie sich ausschließlich auf ihre Negativerlebnisse konzentrieren. Wir müssen es schaffen, dass wir es nicht darauf an- legen, eine Überbietung im Leid zu erzeugen. Ein Großteil der Forschung, die wir bis heute ha- ben, besteht darin, dass die Betroffenen in gewisser Weise auch - ich zögere es zu sagen - ein bisschen dazu missbraucht werden, immer wieder Material zu liefern, um zu zeigen: Uns ging es schlechter als euch. Der Westen war schlimmer als der Osten. Der Osten war schlimmer als der Westen. Das, finde ich, müsste man dadurch versuchen zu ändern, dass man die positiven

Aspekte in irgendeiner Form mitberücksichtigt.
Vorstellung der Anerkennung durch Unterstützungsleistungen
Die Vertreterin des BMAS stellt die Anerkennung durch Unterstützungsleistungen der Stiftung vor:

Bevor ich Ihnen die Lösungsmöglichkeiten vorstelle, die die Arbeitsgruppe für eine Anerkennung durch Unterstützungsleistungen erarbeitet hat, möchte ich Ihnen kurz den Entwicklungsprozess, der zu diesen Lösungsmöglichkeiten geführt hat, aufzeigen.

Anfang Mai 2015 hat die Konferenz der Chefin und der Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder mit dem Chef des Bundeskanzleramtes an die Länder, den Bund und die Kirchen die Bitte gerichtet, einen Vorschlag zu erarbeiten. Dieser Bitte ist die Arbeitsgruppe nachgekommen und hat bis Ende August 2015 einen Vorschlag mit wesentlichen Eckpunkten für die Errichtung eines Hilfesystems erarbeitet.

Die Anerkennung durch Unterstützungsleistungen ist ein wesentlicher Eckpunkt dieses Vor- schlages. Der Vorschlag enthält dazu 3 Lösungsvarianten, die schon auf der Anhörung am 9.


September 2015 vorgestellt und erörtert wurden. Diese Lösungsvarianten möchte ich Ihnen kurz anhand einer Grafik erläutern:

Allen Vorschlägen gemeinsam ist, dass als Anerkennungsleistungen eine Geldpauschale zur Milderung einer heute noch andauernden Belastung sowie eine Rentenersatzleistung für in er- heblichem Umfang geleistete Arbeit gezahlt werden sollten, sofern dafür keine Sozialversiche- rungsbeiträge geleistet wurden.

Nach der 1. Variante sollten die Geldpauschale 7.000 Euro und die Rentenersatzleistung 3.000

Euro, d. h. die Maximalsumme insgesamt 10.000 Euro betragen.

Nach der 2. Variante sollte die Geldpauschale ebenfalls 7.000 Euro betragen, die Rentenersatz- leistung aber von der Dauer der geleisteten Arbeit abhängen: bei einer Arbeit von weniger als 2

Jahren sollte sie 3.000 Euro, bei einer Arbeit von mehr als 2 Jahren 6.000 Euro betragen. Der

Maximalbetrag wäre nach dieser Variante 13.000 Euro.

Nach der 3. Variante sollte die Geldpauschale 5.000 Euro betragen. Zusätzlich sollten 2.000

Euro als individuelle Leistung zur Milderung einer andauernden Belastung erfolgen. Die Renten- ersatzleistung sollte wie in der vorherigen Variante von der Dauer der Arbeit abhängen, d. h.

3.000 Euro bei einer Arbeit von weniger als 2 Jahren und 6.000 Euro bei einer Arbeit von mehr als 2 Jahren betragen. Der Maximalbetrag wäre hier ebenfalls 13.000 Euro.

Die Beiträge und Anregungen aus der Anhörung haben dazu geführt, dass die Arbeitsgruppe über diese Möglichkeiten erneut diskutiert hat. Weiter hat die Konferenz der Chefin und der Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder mit dem Chef des Bundeskanzleramtes in einem Beschluss Mitte November 2015 den Vorschlag der Arbeitsgruppe als eine gute Grundlage für den Aufbau eines Hilfesystems bezeichnet. Zugleich fand ein Spitzengespräch zwischen hoch- rangigen Vertretern der Kirchen, des Bundes und der Länder statt. Diese Entwicklung hat zu einer neuen Verständigung zu den Unterstützungsleistungen geführt:

Danach sollen als Anerkennungsleistungen weiterhin eine Geldpauschale zur Milderung einer heute noch andauernden Belastung und eine Rentenersatzleistung für in erheblichem Umfang geleistete Arbeit gezahlt werden, sofern dafür keine Sozialversicherungsbeiträge geleistet wur- den.

Die Geldpauschale soll aber 9.000 Euro und die Rentenersatzleistung soll bei einer Arbeit von weniger als 2 Jahren 3.000 Euro und bei einer Arbeit von mehr als 2 Jahren 5.000 Euro betragen. Der maximale Gesamtbetrag der Hilfen wäre somit 14.000 Euro. Zur Verdeutlichung sehen Sie hierzu eine grafische Darstellung.


Dieser neuen Verständigung haben die 92. Arbeits- und Sozialministerkonferenz und die 88. Gesundheitsministerkonferenz zugestimmt. Allerdings hat die Finanzministerkonferenz der Län- der einen weiteren Lösungsvorschlag zu den Unterstützungsleistungen gemacht.

Danach sollen konkrete Sachleistungen wie bei den Fonds „Heimerziehung“ erbracht werden. Diese Hilfen sollen geeignet sein, die noch heute anhaltende Beeinträchtigung aus dem erlitte- nen Leid und Unrecht zu mildern. Der maximale Gesamtbetrag der Hilfen soll bei 10.000 Euro liegen. Insoweit wäre sowohl die Sachleistung als auch die Rentenersatzleistung maximal auf je

5.000 Euro zu begrenzen. Auch hierzu sehen Sie abschließend eine grafische Darstellung. Der Abstimmungsprozess zu diesen beiden Alternativen ist noch nicht abgeschlossen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
Diskussion
Stellungnahme des Betroffenen A.K.:

Keine Verzögerungen mehr. Bitte, wir möchten keine Verzögerungen mehr. Wir möchten gleich- berechtigt behandelt werden. Weil letztes Jahr 35 Millionen aufgestockt worden sind für die Westheimkinder. Die Bundeswehr kriegt jetzt mehr Geld. Die Arbeitgeber von damals werden nicht herangezogen, die haben sogar Geld gekriegt dafür. Warum werden wir nicht bereits mit 8

Jahren berücksichtigt?. Sie sagen hier: Wir werden anerkannt und warum kriegen wir keine Gleichberechtigung für diese Behinderten, die in den psychiatrischen Kliniken waren. Warum sollen wir das (die Rentenersatzleistung) nur einmal kriegen. Das verstehe ich alles nicht. Vor allem die, die keinen Antrag gestellt haben, die wissen das nicht. Die wissen nicht, wie das geht. Die sind auch taub und die wissen das gar nicht. Sie sind behindert. Die sitzen alle in Heimen und die können das nicht. Das habe ich letztes Jahr angesprochen. Wir warten schon 5 Jahre auf Gerechtigkeit. Die haben wir nicht. Nun sollen wir noch länger warten. Wenn Sie wenigstens schon etwas einzahlen würden, jeden Monat, egal wie viel, dann haben wir wirklich Vertrauen zu Euch. Wenn das 100 Euro sind oder 150 Euro. Wenn wir jeden Monat etwas kriegen, dann haben wir volles Vertrauen. Das braucht nicht alles auf einmal sein. Aufstocken können Sie spä- ter. Ja, wir wollen nur alle, die hier sitzen, die Betroffenen, alle wollen gleichberechtigt behandelt werden. Wir werden nur einmal das alles bekommen, das verstehe ich alles nicht. Bitte sagen Sie warum.

Stellungnahme des Vertreters der Freien Arbeitsgruppe JHH 2006:
Um dann doch wieder auf 10.000 Euro insgesamt zu kommen und dann wieder auf das Thema, das wir vorhin diskutiert haben: Nur diejenigen, die jetzt noch in einer Form betroffen sind, also die in irgendeiner Form noch Therapien oder Heilmaßnahmen benötigen, die bekommen Geld und alle anderen gucken in die Röhre. Ich finde, das hat mit Anerkennung überhaupt nichts zu


tun. Ich finde es einfach beschämend und einen Skandal. Entweder streichen Sie endlich den Begriff Anerkennung und stehen dazu. Dass Sie das nicht wollen oder Sie wollen das und dann stehen Sie auch bitte entsprechend dazu, zu handeln und uns hier nicht vorzugaukeln, dass das beides zusammen passt. Was ich überhaupt nicht verstehe, also ich muss zunächst mal sagen, die Regelung der ersten Heimkinderregelung, dass die nur Geld kriegen für Therapien und Ähn- liches mehr, finde ich schon missbilligend und das jetzt auf uns zu übertragen, finde ich genauso missbilligend. Meine Regelung wäre die, auf jeden Fall müsse erstens geklärt werden, warum werden die beiden Gruppen unterschiedlich behandelt. Zweitens: Warum rückt man jetzt von einer schon offensichtlich weitgehenden Regelung - nämlich 9.000 Euro Grundleistung zu zahlen

- ab, wobei ich davon ausgehen würde, auch da müssten es mindestens 10.000 Euro sein, um eine gleichberechtigte Behandlung zu haben. Ich finde es einen Skandal, die Frage der Arbeits- situation diesem Betrag einfach so stillschweigend unterzujubeln, so nach dem Motto: Über

15.000 Euro oder 14.000 Euro gehen wir auf keinen Fall hinaus und ihr könnt jetzt entscheiden, ob ihr mehr Grundbetrag haben wollt oder ob ihr mehr Rente haben wollt und diejenigen, die keine Rente kriegen, die haben dann eben, wenn man sich auf die letzte Lösung einigt, die krie- gen dann einfach weniger Grundbetrag. Ich halte es wirklich für einen Skandal, wie hier mit Geld rumgefeilscht wird. Ich finde, es ist an der Zeit, dass Sie den anderen Ministerien und auch dem Finanzministerium deutlich machen, wir hier mit Menschen umgegangen wird und dass hier et- was gut zu machen ist, auch wenn man es nicht so benennt. Und dass wir um Anerkennung ringen. Uns wird Unterschiedliches vermittelt, Anerkennung ja, aber die Konsequenzen für An- erkennung nein. Das geht so nicht. Und das sage ich Ihnen auch, wenn diese Lösung so wirklich durchkommt, dann können Sie sicher sein, das wird keine einvernehmliche Lösung mit uns. Ich jedenfalls werde einer solchen Lösung so nicht zustimmen und ich werde dies auch so publizie- ren.

Stellungnahme und Fragen der Bundesreferentin Frauen des Deutschen Gehörlosen-Bun- des:

Ich habe zwei Punkte. Ich finde das auch im Interesse der Gehörlosengemeinschaft sehr schwie- rig, weil die Sachleistung für uns in dem Sinne gar nicht in Anspruch genommen werden könnte, weil es gar keine Therapeuten für uns gibt, die direkt mit uns kommunizieren können. Es ist sehr, sehr schwierig. Sie hatten eben noch einen Punkt angesprochen zum Thema Sachleistungen, was ist damit konkret gemeint, gibt es nur diese eine Möglichkeit oder was würde noch darun- terfallen?

Antwort des Moderators:


Vielleicht gibt es da ein Missverständnis. Wir haben als Arbeits-, Sozial- und Gesundheitsminis- terkonferenz der Länder gerade aus diesen Einwänden uns anders entschieden, als es das Sys- tem bei den Fonds „Heimerziehung“ war.

Stellungnahme des Vertreters des Landes Schleswig-Holstein:

Vielleicht nochmal eine Ergänzung, weil Sie es ansprachen, es sei ein Skandal und da müsse jetzt schon agiert werden. Ich würde vorschlagen, dass so wie der Kollege es gesagt hat, dass das erstmal nur als Statement der Finanzministerkonferenz stehenbleibt. Sie sehen, wir sind im Gespräch. Wir werden jetzt auch in den nächsten Wochen Gespräche führen, um das auszuräu- men und zu einer einvernehmlichen Lösung zu kommen. Also wir sind dran und stehen zu dieser Linie der Arbeits- und Sozialministerkonferenz, die auch von den Gesundheitsministerien getra- gen wird. Wir haben da eine große Mehrheit und werden in den nächsten Wochen hart rangehen und die Verhandlungen suchen.

Stellungnahme der Vertreterin der Beauftragten der Bundesregierung für die Belange be- hinderter Menschen:

Ich mache darauf aufmerksam, dass sie vorsichtig mit den Begriffen sein müssen, was ist eine Anerkennungsleistung, was ist eine Hilfeleistung. Wo schon eine Anerkennung oder eine Hilfe- leistung gezahlt wurde, wird dann Weiteres ausgeschlossen. Damit haben wir jetzt schon Prob- leme. Wenn Sie jetzt etwas was Hilfeleistung ist, als Anerkennung bezeichnen, dann ist es nicht nur schwierig, wenn man die Dinge nicht so benennt wie sie sind, aber es gibt dann auch Prob- leme mit anderen Systemen. Achten Sie darauf, was wird geleistet und wie benennt man es. Das wäre ganz wichtig.

Stellungnahme der Vertreterin des Sozialverbands Deutschland:

Ich wollte nochmal kurz auf diesen neuen Vorschlag - 9.000 Euro bei noch andauernder Belas- tung - hinweisen. Es war ja jetzt schon am Vormittag breites Thema. Also in dem Ursprungsvor- schlag, als sie die drei Alternativen beschrieben hatten, da sprachen wir von 3.000 Euro Pau- schale und dann nochmal 2.000 Euro zur Minderung einer andauernden Belastung und dieses Kriterium wird jetzt für die gesamte Pauschale sozusagen zum einstelligen Kriterium erklärt. Ich weiß, der Vorschlag war damals schon kritisch, aber der wird jetzt praktisch auf die gesamte Pauschale ausgedehnt. Ich bin jetzt beim Vorschlag der Arbeits- und Sozialministerkonferenz. Ich wollte einfach darauf hinweisen, das ist eine Riesenverschärfung und wenn Sie sagen, die Anforderungen, die gestellt werden, sind sehr niederschwellig, dann ignorieren Sie sozusagen selbst, dass Sie diesen Tatbestand, dieses Merkmal einfordern.


Stellungnahme des Vertreters der ABH DDR:

Wir sprechen von einer Anhörung und insofern sehe ich das locker, dass also auch das, was ich jetzt sagen werde, natürlich ins Protokoll kommt und das für jeden nachlesbar ist. Wir haben angefangen zu sprechen im Jahr 2011, als der Deutsche Bundestag beschlossen hat, den Heim- kindern der Bundesrepublik Deutschland eine adäquate Entschädigung zu geben für das Leid, was sie erlitten haben. Damals war klar, dass bis zu diesem Zeitpunkt ausgeschlossene Behin- derte und Opfer der Psychiatrie noch außen vor sind, weil es besondere Schwierigkeiten gab. Aber es war generell zu erkennen, dass eigentlich die Leistungen der Betroffenen aus Behinder- ten- und Psychiatrieeinrichtungen ebenbürtig zu den sein sollten, die die Heimkinder normal be- kommen sollten und das hieß, dass sie von einer Anerkennungsleistung generell in Höhe von

10.000 Euro gesprochen haben. Ich bitte, dies auch genau zu vermerken, dass ich eine Runter- rechnung dieser 10.000 Euro Anerkennungspauschale im Prinzip nicht hinnehmen werde oder das wir sie nicht hinnehmen werden, weil sie nicht vermittelbar ist. Wir lassen mal zu diesem Zeitpunkt die Beurteilung, ob dieses ein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz ge- genüber den Heimkindern wäre, lassen wir mal völlig außen vor. Es ist einfach angemessen, den Heimkindern zumindest diese Anerkennungs-, wenn sie denn eine Anerkennungsleistung ist, ebenso zu geben wie die anderen Betroffenen der Heimerziehung sie bekommen haben. Was nach meinen Dafürhalten richtig ist, denn der strittige Punkt ist die Rentenersatzleistung und ich habe mir dort im Prinzip auch Gedanken gemacht wie, warum und weswegen. Ich rechne den politisch Verantwortlichen zu, dass es natürlich in einer pauschalisierten Leistung so sein muss, dass zum Schluss beide Seiten dieser Pauschalanerkennung davon profitieren, d.h. die Betroffenen und auch die Bundesregierung, die politisch Verantwortlichen. Aus diesem Grund hatten wir voriges Jahr im September gesagt, zu der Anhörung hier, dass wir generell dafür wären, dass es die 10.000 Euro unbestritten sein sollten, dazu eine pauschalisierte Rentener- satzleistung in Höhe von 8.000 Euro, sprich 18.000 Euro und damit es im Prinzip greifbar wird, von welcher Summe wir sprechen, habe ich gesagt, würden wir insofern, weil das ja auch ein Grundsatz dieser Stiftung werden sollte, diesen Betroffenen das Geld auch als Geldleistung aus- zuzahlen. Wenn die Betroffenen das Geld sofort ausgezahlt haben wollen, sprich 18.000 Euro haben wir gesagt, dann würden wir sogar den Weg gehen, im Zuge der Vereinfachung, dass wir einen Schnitt machen bei 15.000 Euro, also bei mindestens 15.000 Euro, die jeder Betroffene erhalten sollte. Also insofern würde ja praktisch auch die Rentenersatzleistung momentan zur Disposition stehen, weil natürlich das zum Schluss überhaupt nicht mehr kommuniziert wurde. Also, das wäre im Prinzip eine Herunterrechnung. Ich möchte jetzt an die Vernunft aller politisch Verantwortlichen appellieren ganz einfach aus folgendem Grund. Seit 2011 spricht die Bundes-


republik Deutschland davon, dass den Opfern der Psychiatrieeinrichtungen und der Behinder- tenhilfe diese Leistung vorenthalten wird. Ich will jetzt mal nicht sagen, wenn man das verzinsen würde als Geldleistung, was dabei zusammenkommt, dann wären Sie eigentlich schon um min- destens einen Betrag in Zahlungsnot, den Sie eigentlich schon hätten zurücklegen müssen, weil dafür auch Zinsen angefallen wären. Das ist aber jetzt nur ein Gedankenspiel von mir, bloß um mal zu verdeutlichen, dass man das Thema auch natürlich unendlich ausdiskutieren kann aber das wollten wir eben eigentlich nicht. Insofern appelliere ich ganz einfach. Sie machen sich bitte oder Sie vergegenwärtigen sich folgenden Sachverhalt: Wir gehen von 20.000 - die Zahl ist mir heute früh gesagt worden - Anmeldungen aus. Ich bin ausgegangen von den Erhebungen, die eigentlich bis zu diesem Zeitpunkt im Raum standen, von ungefähr 4.000 Betroffenen. Wenn das sich jetzt darauf zuspitzt, dass wir tatsächlich von 20.000 Betroffenen sprechen, die dafür prak- tisch in Betracht kommen, würden wir alleine nur bei der Höhe der Anerkennungsleistung bei einem Tausendeuroschein von max. 20 Millionen Euro sprechen. Wir sprechen von einer Be- troffenengruppe, die in der Bundesrepublik über 50 Jahre misshandelt, missbraucht und von ihren Rechten abgeschnitten wurde, dass wir ihnen 20 Millionen zubilligen. Ich will jetzt gar nicht anfangen, ganz klein zu rechnen, wieviel Kosten das im Prinzip auch für die einzelnen Länder wären, die da zusammenkommen. Also, wenn wir von Länderverantwortung sprechen, das ist also zum Schluss für jedes Land eine Million, wenn wir jetzt noch die Kirchen mit reinnehmen. Teilweise ist es für jedes Land eine Million Euro. Das heißt also, im Prinzip sprechen wir von einer erschwinglich geringen finanziellen Höhe. Was ich aber beachtenswert finde und das möchte ich bitte hier auch so nicht missverstanden haben: Wir diskutieren seit Jahren über Geld. Über Geld für Betroffene, Geld, das Betroffenen zugute kommen soll, weil sie in der Bundesre- publik Unrecht erlebt haben. Wir reden das Unrecht hoch und runter, rechts und links und setzen es ins Quadrat und dann versuchen wir es nochmals. Es ist unsäglich. Ganz einfach, in der ersten Januarwoche gibt der Herr Schäuble 12 Milliarden Euro frei für die Flüchtlingshilfe. Das heißt, er hat in seinem Kämmerlein ein Steuervolumen zusätzlich bemerkt von 12 Milliarden Euro, das gibt er sofort weiter und sagt, damit staffieren wir die Flüchtlingshilfe aus. Ich will damit folgendes sagen: Offensichtlich scheint manchmal, wenn man sich bemüht, auch Geld da zu sein. Und jetzt frage ich Sie: 20 Millionen Euro ist im Prinzip eine lächerliche Summe, wenn wir von 12 Milliarden Euro sprechen, ist das ein Bruchteil von dem, worüber wir hier verhandeln und daran anknüpfen. Vergegenwärtigen Sie sich bitte folgendes: Wenn hier ein Herr sagt, Sie wis- sen wen ich meine, er bräuchte das Geld sofort, dann glauben Sie doch bitte, wenn Sie ihn angucken, dass er es tatsächlich sofort braucht. Also die Diskussion darum ist eigentlich noch- mal für uns überhaupt nicht würdig, dass wir sie führen und die Finanzminister sollten das wis- sen. Wir sprechen hier von Menschen, die schwer behindert sind, die in Heimeinrichtungen der Bundesrepublik missbraucht und misshandelt wurden. Ich will Ihnen den Gedankengang zu


Ende bringen. Sie stellen sich hin, sie partizipieren, sie kolportieren das in die Öffentlichkeit, dass die Bundesrepublik helfen möchte. Dann machen Sie es ganz einfach und machen Kleinstapelei daraus. Was wird die Quintessenz sein? Betroffene, die sich missverstanden fühlen und Be- troffene, die sich betrogen fühlen, werden zum Schluss einen Klageweg beschreiten. Und dieser Klageweg heißt, sie treten vor den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte und lassen das in der Bundesrepublik passierte Unrecht prüfen. Jetzt will ich Ihnen sagen, was dabei raus kommt, dann sprechen wir nicht von 20 Millionen Euro, dann sprechen wir vielleicht von 200

Milliarden Euro, die dann auf die Bundesrepublik zu rauschen und zwar, weil dann die Betroffe- nen angestachelt sind, etwas durchzusetzen und weil es vernünftige, intelligente Menschen gibt, die ihnen diese Hilfe verweigern, und zwar nur, weil sie mächtig sein wollen. Und das kann ein- fach nicht eine Anerkennungsleistung sein und ein Austausch unter Menschen. Die Bundesre- publik sollte anerkennen, dass diesen Menschen besonders geholfen wird, da gerade diese Be- troffenengruppe in der Vergangenheit besonders vernachlässigt wurde.

Stellungnahme des Vertreters des EHD:

Wir haben hier ein Zentrum in Berlin-Neukölln im Laufe von 20 Jahren entwickelt und dadurch auch sehr viel Erfahrung. Ich will jetzt mal kurz vom Aspekt des Geldes weg und hin zur Umset- zung, wie man mit behinderten psychiatrischen ehemaligen Heimkindern umgeht. Wir haben alle drei Bereiche bei uns im Zentrum schon seit Jahren und mir ist wichtig: Viele sagen, dass sie in den Anlauf- und Beratungsstellen bisher diese Sozialamtsatmosphäre hatten. Man ist da 30 Mi- nuten, 40 Minuten. Man fiebert dem monatelang entgegen und man ist dann danach tatsächlich wieder allein. Wir haben ja erhebliche Gelder bekommen, auch die Anlauf-und Beratungsstellen, dabei vergessen, dass es auch unabhängige Zentren gibt, wo Hunderte und Aberhunderte zuerst hingegangen sind. Für mich ist wichtig, dass man sich eine Stunde oder eine Dreiviertelstunde, oft sind viele auch vier Stunden da, Zeit nimmt. Manche brauchen diese vier Stunden. Die brau- chen die drei Stunden und die brauchen die fünf Stunden. Die brauchen die fünf Tage und die brauchen die vier Jahre, wo sie immer wieder hinkommen können und vertrautes, freundliches, helles, warmherziges, verständnisvolles Bemühen finden. Eine Anerkennung der Menschlichkeit von ehemaligen Heimkindern zu ehemaligen Heimkindern, von Behinderten zu Behinderten. Es ist für mich insofern - mit dem Wort sollte man sehr vorsichtig umgehen - ein Skandal, dass bei fast einer Million aus Ost und West - sollte man ja auch nicht mehr so sagen, Nord und Süd über

800.000 allemal -  dass dann nicht ein einziges Zentrum in der Bundesrepublik Deutschland bis heute überhaupt geschaffen wurde, anerkannt wurde oder auch nur eine einzige Arbeitsstelle bisher diesbezüglich bis dato zumindest geschaffen wurde. Das hätte alles nicht sein müssen. Insofern bin ich da schon dankbar, dass wir diese Anhörung haben, auch die zweite Anhörung


und uns gegenseitig zuhören und auch versuchen, nicht nur den Geldgedanken zu haben, son- dern überlegen, wie kann man das ganzheitlich einfassen und umfassen kann.

Stellungnahme des Vertreters des Wittekindshof – Diakonische Stiftung für Menschen mit Be- hinderungen:

Zunächst möchte ich mich den Ausführungen des Vertreters der ABH DDR in jeder Hinsicht anschließen. Ich kann das absolut so teilen, was Sie sagen und ich würde als ersten Punkt nochmal ganz klar sagen, wenn das so käme, wird das mit Sicherheit zu rechtlichen Auseinan- dersetzungen führen, die ziemlich sicher auch sagen würden, das geht so nicht. Also, was wir hier erleben, wenn das so kommt, ist eine Dreifachdiskriminierung. Die Menschen sind erstmal aus verschiedensten Gründen, die in den seltensten Fällen stichhaltig waren, überhaupt in sol- che Einrichtungen gekommen, haben dort in solchen Einrichtungen zu vielen Teilen Schlimmes erleben müssen. Erste Diskriminierung. Zweite Diskriminierung: Sie haben nicht partizipieren können an dem ersten Fonds. Bin damals schon dabei gewesen im Begleitkreis der Evangeli- schen Kirche Deutschlands und habe das sehr bedauert, dass es damals nicht zu dieser ge- meinsamen Lösung gekommen ist. Das war die zweite Diskriminierung und dies wäre jetzt deut- lich die dritte Diskriminierung, wenn so eine Lösung kommt, wo sich die beiden Fonds-Formen deutlich unterscheiden. Also ist glaube nicht, dass das rechtlicher Prüfung Stand hält. Was ich ganz merkwürdig finde, ich sag das jetzt ganz bewusst, das haben ja nicht Sie zu verantworten, sondern Sie müssen sich das jetzt nur anhören und irgendwie gucken, wie man das transportiert. Deswegen richtet sich das nicht an Sie, aber ich finde es einen ziemlich merkwürdigen Vorgang, ich sag es jetzt mal etwas deutlich aus meiner Sicht, dass von links eingegrätscht irgendwie die Finanzminister der Ländern kommen und hier einen zweiten Vorschlag unterbreiten. Ich habe ein bisschen mitgekriegt und dabei auch ein bisschen mitgewirkt, dass eine Lösung für NRW und aus NRW und mit der Arbeits- und Sozialministerkonferenz und es dann zu diesem Prozess, den Sie eben dargestellt haben mit Ihrem Vortrag, gekommen ist. Dass die Arbeits- und Sozial- ministerkonferenz, nachdem sie im November 2014 mit 17:1 abgelehnt hat, sich jetzt durchge- rungen hat, das eindeutig zu befürworten. Da bin ich fröhlich hierher gefahren und habe gesagt: Schöne Sache! Und dann jetzt zu hören - ich meine, ich wusste es schon vorher, aber wenn Sie es jetzt hier publizieren, dann heißt es ja, dass es tatsächlich ein ernst zu nehmender Vorschlag ist, der jetzt Alternativ zur Debatte steht - dass es von der Seite der Finanzminister gegen ihre eigenen Ministerpräsidenten so einen Vorschlag gibt, der deutlich anders ansetzt, also das kann ich jetzt politisch im Moment nicht sortieren. Das müsste mir vielleicht jemand von Ihnen etwas genauer erklären. Ich kenne das politische Geschäft da nicht so genau, finde es aber politisch einen etwas merkwürdigen Vorgang, wenn ich das so sagen darf.


Stellungnahme des Vertreters der AeHD:

Ich möchte hier jetzt mal eine Sache ganz kurz klarstellen, was eben hier in den Raum geworfen worden ist. Ich möchte nicht, dass hier eine Neiddebatte entsteht zwischen unseren Forderungen und dem, was jetzt die Flüchtlinge bekommen. Das darf hier nicht passieren. Für mich ist es ganz wichtig, dass das auch getrennt wird. Dennoch kritisiere ich den jetzigen Plan, weil der nicht besser ist als der, der uns in der 1. Anhörung vorgelegt wurde; da haben sich die Zahlen nur ein bisschen verschoben. Alleine schon diese Geldpauschale, warum machen Sie nicht

10.000 Euro? Tun Ihnen die 10.000 Euro so weh? Ich weiß es nicht. Aber jetzt komme ich zur Rentenersatzleistung. Hier steht, bis zu zwei Jahren kriegen Sie 3.000 Euro. Ein Heimkind hat in der Rentenersatzleistung schon im ersten Jahr 3.600 Euro bekommen. Wie kann das sein, dass Sie diese Rentenersatzleistung so weit runtergeschraubt haben? Und sagen Sie mir nicht, dass dann der untere Bereich gerechter ist. Nein, ist er nicht. Ich habe für vier Jahre als Heimkind

14.000 Euro bekommen als Rentenersatzleistung unabhängig von der Sachleistung. Das heißt, Einer, der vom 14. bis zum 21. Lebensjahr gearbeitet hat, hat als Heimkind 25.200 Euro bekom- men. Warum bekommt ein Psychiatrie-Behindertenkind nur 5.000 Euro? Wird hier tatsächlich wieder diese Gruppe als 2. Klasse hingestellt? Ich kann das so nicht akzeptieren, und ich werde in der Öffentlichkeit es auch so sagen, wie ich es Ihnen jetzt gesagt habe. Ich nehme das nicht hin. Ich werde das kritisieren und zwar so lange, bis Sie anfangen nachzudenken.

Stellungnahme der Vertreterin der AeHD:

Erstmal vielen Dank auch an den Vertreter der ABH DDR für seine Einlassung. Ich fand das nochmal ganz wichtig, auch vor dem Hintergrund, dass hier die Verantwortungskette, ich hier nehme hier den Begriff aus den Fonds „Heimerziehung“, auch eine ethisch-moralische Verant- wortung hat. In Geld kann man das ja eh nicht aufwiegen, das haben wir auch eben schon gehört. Aber zu der Rentenersatzleistung, da wüsste ich schon ganz gerne, wenn so unterschiedlich ganz andere Zahlen kommen im Gegensatz zu der Rentenersatzleistung, die für die Fonds „Hei- merziehung“ berechnet worden war, welche Bemessungsgrundlage dafür zugrunde gelegt wor- den ist, dass Sie auf diese Beträge kommen. Es ist mir nicht erklärlich, entweder haben die Fonds „Heimerziehung“ gut gerechnet oder Sie rechnen gut. Nein, die Fonds „Heimerziehung“ haben gut gerechnet, weil wir erheblich besser da stehen. Das ist so. Aber die Bemessungs- grundlage würde mich zum einen interessieren und dann komme ich nochmal auf eine Einlas- sung von der Mitarbeiterin des Unabhängigen Beauftragten in Fragen des sexuellen Kindes- missbrauchs zu sprechen. Es ging um Anrechnung auf andere Leistungen. Ich weiß nicht, an welche Leistungen Sie dabei gedacht haben. Ich möchte einfach noch einmal Sie darauf hinwei- sen. Ich denke, es steht außer Frage, dass auf Sozialleistungen keine Anrechnung erfolgt. Es wird auch wahrscheinlich außer Frage stehen, dass es auf das Schonvermögen keinen Einfluss


haben wird. Die Frage ist jetzt, was wird mit den Betroffenen, die sowohl körperliche Gewalt als auch sexuellen Missbrauch in den Einrichtungen erlebt haben? Dürfen die sich trotzdem an den Fonds Sexueller Missbrauch wenden oder sind sie genauso gekniffen wie die ehemaligen Heim- kinder, die sich nämlich nicht mehr daran wenden können.

Stellungnahme des Vertreters der ISL:

Zwei Herzen schlagen in meiner Brust. Das erste Herz hat sehr viel Sympathie für alle, die vorne sitzen. Sie mussten wirklich hart dafür kämpfen, dass es doch irgendwie zu einer Lösung kommt. Sie haben es noch nicht geschafft. Also von daher, jetzt kommen die Finanzminister noch quer. Also, ich denke einfach auch mal anerkennend, da haben sich viele jetzt wirklich ins Zeug gelegt, und dass bei alledem, was miserable Rahmenbedingungen sind, für die man sich als Land ei- gentlich schämen müsste. Also ich denke, Sie haben wirklich hier einiges gemacht, das soll mal gesagt sein. Das zweite ist, das ist eine hochinteressante, strategische Ausgangslage hier. Ich bin eine Spielernatur. Ich liebe Strategien. Sie haben sich jetzt etwas überlegt, was eine absolute Benachteiligung gegenüber den anderen Heimkindern ist, in den weitest gehenden Fällen. Jetzt kommen noch die Finanzminister dazu. Die verschlechtern das nochmal. Und jetzt neigen wir natürlich dazu: Mensch, bitte schafft das, dass wir das kriegen, was ihr am Anfang hattet. Und dann gehen wir alle zufrieden raus und strategisch wird das eine total spannende Sache. So führt man Leute hinters Licht. Aber jetzt gucken wir mal, was vor dem Licht ist. Vor dem Licht ist die Geschichte, was diejenigen bekommen, die in der Kinder- und Jugendhilfe waren. Das sind die maximal 25.200 Euro an Rentenersatzleistung, an Rentenleistung. Ja, wir machen Öffent- lichkeitskampagnen, Behinderte arbeiten wie alle anderen. Sie sind noch viel ehrgeiziger und verlässlicher. Stellt Behinderte ein. Als kluger Arbeitgeber würde ich jedem, der da von irgend- einem Ministerium kommt, sagen: Moment, verstehe ich nicht. Sie als öffentlicher Träger erken- nen doch selbst die Arbeit derjenigen nicht an, die in diesen Einrichtungen gearbeitet haben, die ist für Sie nicht mal die Hälfte wert. Vielleicht gerade noch ein Fünftel. Also meine lieben Leute, was machen wir hier? Und ich denke: Wären wir auf gleicher Augenhöhe, da wäre die beteiligte Partei schon lang rausgegangen und hätte gesagt: Mit mir nicht. Wir sind gestartet von hohem ethischem Ansatz. Wir wurden davon begleitet, von finanziellen Rahmenbedingungen, die drei- mal 20 Millionen, und jetzt sortieren wir das irgendwie ein. Und es gebührt denjenigen wirklich schnelle Hilfe. Das ist der Druck dahinter. Aber inhaltlich, wenn man einigermaßen sauber und erhobenen Hauptes aus dieser Sache hier rausgehen müsste, müsste man alle denen, denen das am Herzen liegt, sagen: Wir schämen uns dafür. Wir gehen, macht euer Zeug, aber wir haben nichts damit zu tun. Entschuldigung, wenn ich es so sage, aber ich kann doch nicht durchs Land laufen und rechtfertigen, dass die Arbeit von Menschen, die in Psychiatrien waren, in Be- hinderteneinrichtungen, heute an Rentenzahlungen weniger wert ist wie andere. Liebe Leute,


wie wollen wir da ein anderes Bild von Behinderung in der Zeit von Nationalsozialismus bis UN- Behindertenrechtskonvention? Wie wollen wir das darstellen. Ich wünsche dazu viel Vergnügen und ich hoffe, es gelingt, dass wir hier noch irgendeinen Dreh hinbekommen. Alles andere nicht mit mir.

Stellungnahme der Vertreterin des UBSKM:

Ich habe noch einen Hinweis. Also danke nochmal für die Erläuterungen, dass die Hilfesysteme, die erweiterten, ergänzenden Hilfesysteme sich halt doch ausschließen. Da ist mir noch was eingefallen, was ich noch wichtig finde: Wenn Sie tatsächlich dazu kommen, dass es doch um Sachleistungen geht, 10.000 Euro, möchte ich nur sagen, dass im Fonds sexueller Missbrauch Behinderte nicht nur 10.000 Euro kriegen sondern Menschen mit Behinderung kriegen dort mehr, damit es gleichberechtigt ist mit Menschen ohne Behinderung, weil sie mehr brauchen.

Stellungnahme des Vertreters der APK:

Ich möchte gerne hierzu noch zu Bedenken geben, dass auch im Protokoll festgehalten wird, dass alle die hier im Raum sitzen, betroffene Fachleute von verschiedenen Richtungen, alle Or- ganisationen, alle Institutionen einhellig die Kriterien abgelehnt haben und dass das auch im Protokoll festgehalten wird, damit es in die weiteren Beratungen hineinkommt.

Stellungnahme der Vertreterin der AeHD:

Also, ich kann es nicht lassen, noch einmal auf Etwas zurückzukommen. Es hängt einfach auch mit dem Thema zusammen. Wenn jemand körperliche Gewalt erlebt hat, das ist schon ein Drama. Die physische Gewalt durch Demütigung, das weiß ich, setzt noch einen drauf. Aber wer sexuellen Missbrauch dann auch noch erlebt hat, dass ist nochmal in der Pflegeversicherung eine besondere Härte, die es darstellt. Das würde ich jetzt auch nochmal - wenn man überhaupt Leid nochmal abstuft - sagen, das ist nochmal eine besondere Härte, zusätzlich sexuell miss- braucht worden zu sein. Dann haben wir es noch mit einem Personenkreis zu tun, der einfach aufgrund seiner Behinderung oder psychischen Erkrankung nicht in der Lage ist, sich irgend- wann mal jemanden anzuvertrauen, was ja immer wieder von Missbrauchsopfern gefordert wird. Warum habt Ihr Euch nicht irgendwem anvertraut? Und diese Leistung wird ausgeschlossen aus dem Fonds Sexueller Missbrauch, weil Leistungen für ein anderes Leid bereits gewährt werden. Oder Sie setzen die Leistung für das Leid generell um einiges höher. Und dann kann man sagen, da ist diese besondere Schwere dieser Misshandlung nochmal mit drin enthalten. Aber so kriege ich nun wirklich ein riesiges Problem damit, das so hinzunehmen, dass die Leistung für sexuellen Missbrauch, dass da es nicht etwas extra gibt, sondern ausgeschlossen wird. Das geht nicht.


Stellungnahme des Vertreters der Freien Arbeitsgruppe JHH 2006:

Zwei Sachen: Erstens, ich hätte die Bitte, dass die Folien, die Sie gezeigt haben, auch von heute Vormittag, dass wir die zugeschickt bekommen, weil ich möchte die gern weiterveröffentlichen an die Betroffenen, die jetzt heute nicht hier sein können. Das Zweite: Ich will auch nochmal betonen, dass bei diesen ganzen Geldüberlegungen völlig unberücksichtigt ist, was wir vorhin schon angesprochen haben, dass es Behinderungsgruppen gibt, die überhaupt nicht in irgend- einer Weise für sich etwas tun können in welchem Sinne auch immer, ob Therapie, ob Freizeit, ob Unterhaltung, ob Arbeit. Die immer schon zusätzlich jemanden brauchten, damit sie das über- haupt umsetzen können. Und wenn man dann den gleichen Betrag festsetzt für diejenigen, die das nicht selber bewerkstelligen können, ganz banal, ich brauch ja eine Begleitung, um in den Zug zu kommen. Ich brauche Hilfestellung für bestimmte Leistungen. Jemand, der mobilitätsmä- ßig nicht so eingeschränkt ist, der braucht das nicht, der hat vielleicht andere Belastungen. Oder das haben wir vorhin mit den Hörbehinderten gehört, die ihre Assistenten brauchen, damit sie sich überhaupt verständlich machen können. Wenn das alles in dieses Geld mit eingerechnet ist, dann finde ich, muss man schon nachdenken über Gleichberechtigung und gleiche Verteilung der Leistungen. Denn ich hab doch Dreiviertel dessen schon allein dafür ausgegeben, dass ich noch gar nichts habe. Dass ich noch gar nichts umgesetzt habe, weil ich mir erst Einen besorgen muss, den ich bezahlen muss und das Geld ist dann erstmal futsch. Das ist sozusagen Lohn für andere, ohne dass ich jetzt tatsächlich was für mich habe verwirklichen können. Das gebe ich wirklich ernsthaft zu bedenken in Bezug auf die Betragszusammensetzung.

Antwort des Moderators:

Es war einer der Gründe, warum wir abgerückt sind im Vergleich zum Vorschlag von den Fonds

„Heimerziehung“. Wir möchten statt der Sachleistung auf eine Pauschalleistung gehen. Wir ha- ben Ihnen die Modelle dazu vorgestellt.

Fragen des Betroffenen A. K.:

Eine Frage an den Mann mit der Brille. Gibt es eine Möglichkeit, dass Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber nochmal vorgenommen werden? Gibt es eine Möglichkeit? Die haben ja Geld ge- kriegt für die Arbeit, die ich geleistet habe. Die haben sogar Rentengeld gekriegt und haben das nicht eingezahlt. Gibt es eine Möglichkeit, weil das ja Menschenrechtverletzung ist? Gibt es eine Möglichkeit?

Antwort des Vertreters des Landes Schleswig-Holstein:


Es ist ja immer diese Diskussion in dem Kontext, wie das mit Verjährungsfristen ist und die sind natürlich sowohl zivilrechtlich als auch strafrechtlich. Es kommen ja dann auch noch Straftatbe- stände in Betracht. Ganz häufig sind wir jenseits der Verjährungsfristen, so dass wir da wenig Möglichkeiten hätten. Bei aller Vorsicht, es kommt immer auf den Einzelfall an. Ich will da nicht zu tief einsteigen, aber ich bin eher skeptisch, dass da überhaupt was zu machen ist.

Frage des Betroffenen A. K.:

Eine andere Frage, werden wir alle gleichberechtigt behandelt werden wie die anderen Heim- kinder, die jetzt monatlich Geld bekommen?

Antwort des Vertreters des Landes Schleswig-Holstein:

Den Ansatz, den wir jetzt vorgeschlagen haben ist ein anderer als beim Heimkinderfonds, es erfolgt eine gleichwertige Behandlung.

Stellungnahme des Vertreters der AeHD:

Ich wollte nochmal einen Denkanstoß geben in Richtung Rentenersatzleistung aus meiner Sicht. Ich sehe das schon als Ungleichbehandlung insofern an, weil ich als Selbstbetroffener auch die Erfahrung gemacht habe, wie wir ausgenutzt worden sind und diese Behinderten sind die schwächsten Glieder in unserer Gesellschaft und da darf es jetzt solch krasse Unterschiede aus meiner Sicht nicht geben. Warum? Weil so wie wir arbeiten mussten und beaufsichtigt wurden unter Zwang, das wird heutzutage keinem Gefangenen zugemutet, der in einer Strafvollzugsein- richtung sitzt und dort seine Strafe abbüßt. Und weil es hier nun mal die schwächsten Glieder unserer Gesellschaft sind, die sich nicht wehren können, die auch nach außen hin nicht artiku- lieren können, von daher sehe ich mich in der Pflicht, meine Stimme hier auch dazu zu erheben und einzubringen, dass sie auf keinen Fall schlechter gestellt werden dürfen. Die sollen auch pro Monat diese 300 Euro bekommen und dann kann man sich im Nachhinein auch noch Gedanken machen, in welcher Form oder wie man ihnen das zugute kommen lässt, z.B. die haben ja alle einen Betreuer. Die können ja auch mal einen schönen Urlaub verleben wie ein gesunder Mensch usw. Es muss ja nicht immer eine Hose und Jacke sein.

Antwort des Moderators:

Das ist das Geheimnis der Pauschale, dass derjenige selbst entscheiden kann, was er mit dem

Geld macht. Es ist eine Entscheidung des Betroffenen.


Stellungnahme der Begleitperson der Betroffenen G. W.:

Ich spreche für Frau U. W., die sprachbehindert ist und sich nicht so gut artikulieren kann. Sie möchte Ihnen einfach mitteilen, sie glaubt Ihnen kein Wort mehr. Sie glaubt erst, wenn sie wirk- lich Geld auf ihrem Konto hat. Sie hat keine Zeit mehr. Sie möchte jetzt, wo sie noch einigerma- ßen kann, dieses Geld nutzen, um einen Urlaub zu machen, um sich selbst was Gutes zu tun. Ich hatte es auch bei der letzten Anhörung schon gesagt, sie hat nahezu 40 Jahre in einer ge- schlossenen Anstalt gelebt und sie kann einfach nicht mehr und ihre Kraft lässt Tag für Tag nach und sie traut Ihnen einfach nicht mehr.

Antwort des Moderators:

Es ist unser Bestreben, dass die Stiftung dieses Jahr errichtet wird und dass die lange Zeit des

Wartens vorbei ist.

Stellungnahme des Vertreters der ABH DDR:

Es ist mir vorhin völlig entfallen die Frage, gerade weil Geld und die Geltendmachung nachher im Raum stand, die Frage, ganz einfach, wir haben Behinderte, wir haben geistig Behinderte. Wenn sie Unterstützungsleistungen brauchen, um das Geld oder den Anspruch geltend zu ma- chen, ist das auch berücksichtigt in dem finanziellen Umfang? Dass die Betroffenen Hilfe in An- spruch nehmen, die ihnen praktisch den Zugang erstmal ermöglicht, denn wir sehen es hier an dem besten Beispiel, dass praktisch ja Betroffene teilweise auf fremde Hilfe angewiesen sind? Und natürlich steht dort die Frage nach der Finanzierung der Hilfen und das ist mir jetzt völlig untergegangen, das war vorhin schon mal drin. Aber das ist ein ganz wichtiger Punkt, den wir bestimmt mit hinein nehmen sollten: dass das sichergestellt ist, dass den Betroffenen dort kein

finanzieller Nachteil entsteht.
Der Moderator dankt allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern für Ihre Hinweise und Anregungen und wünscht eine gute Heimfahrt.









